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Editorial 


Die Deutschen feierten mal wieder. Zwei Jahre Wiedervereinigung, ein 
Jahr ausländerfreies Hoyerswerda, zwei Jahre Gauck-Behörde. Hilflos ste- 
hen die, die sich nicht dazugehörig fühlen an den Brandstellen der neuen 
deutschen Geschichte und wissen nicht, wie sie dagegen angehen sollen. 
Protestkundgebungen, Mahnwachen, Demonstrationen - die Heime bren- 
nen weiter. Nicht nur ImmigrantInnen, inzwischen auch Behinderte werden 
Opfer der rechten Gewalt. Die Regierenden labern weiter von Betroffen- 
heit. Ihre größte Sorge gilt aber dem Bild Deutschlands im Ausland: der 
Investitionsstandort Deutschland drohe unattraktiv zu werden. Fehlt nur 
. noch eine Untersuchung darüber, wie investitionsschädigend die Konzen- 
trationslager für das 3. Reich waren. Lösungen werden parteiübergreifend 
in der Erfüllung populistischer Forderungen gesucht, die vor ein oder zwei 
Jahren allenfalls von ausgewiesenen Rechtsradikalen artikuliert wurden. 
Treffen die Prognosen der Wirtschaftsorakel zu, läßt sich absehen, daß der 
nächste heiße Herbst nicht vom DGB oder den geflopten Gerechtigkeits- 
kommitees ausgehen wird, sondern von Rechts außen. Als Alibiaktion sol- 
len wieder einmal die Sicherheitsgesetze verschärft werden, der Verfas- 
sungschutz wittert eine neue Arbeitsbeschaffungsmaßnahme. Damit auch 
ja nichts falsch verstanden werden kann, babeln Politiker grundsätzlich von 
der Gefahr von Rechts und Links. Schließlich kann man ja altgeliebte 
Feindbilder nicht ohne weiteres über Bord werfen. 
Zentrale Themen dieser Ausgabe sind die Feiern am 3.Oktober und ein 
Versuch, die Bedingungen aufzuzeigen, unter denen Jugendliche zu Nazis 
werden. Es geht um die jüngste Welle von Repressalien gegen Wehrdienst- 
totalverweigerer, außerdem beschäftigen wir uns mit der Geschichte der 
Sinti in der DDR und der juguslawischen Krise. 

Unsere LeserInnen möchten wir noch einmal um Abonnements 
und vielleicht auch um Spenden bitten. Das Wasser steht uns finanziell- 
langsam bis zum Hals. Ansonsten bleiben wir in alter Frische ... 


Eure Redaktion telegraph 


telegraph 10/92 3 


Volksfeste, Bürgerbegegnung und etwas Polizei 
Der 3. Oktober in Schwerin 


Die Feste der Deutschen gehören 
wohl zu den gleichförmigen, langweili- 
gen und daher stabilisierenden Ereignis- 
sen in ihrem Leben. So auch der Tag der 
Deutschen Einheit in Schwerin, dort 
begangen, weil der Mecklenburg-Vor- 
pommersche Ministerpräsident gerade 
Bundesratsvorsitzender ist. 

So kamen sie dann alle: Parteichefs, 
Hinterbänkler, Minister, Bundesvorsit- 
zende von diesem oder jenem, 3000 Poli- 
zisten und Bundesgrenzschützer, die 
Sicherungsgruppe Bonn, diverse Sonder- 
EinsatzKommandos, Beamte aller Tarif- 
klassen, ein paar handverlesene Bürger- 
darsteller und schließlich etwas gemeines 
Volk. Außerdem waren noch ein paar tau- 
send Leute anwesend, die etwas gegen 
das unkritische Gefeiere haben und das 
auch zeigen wollten. 


Im 


Vorab hatte ein Flugblatt von Auto- 
nomen für Wirbel gesorgt, in dem der 
schöne Satz “Am 3.Oktober wird abge- 
kanzlert!” vorkam. Daraus wurde in para- 
noid vorbelasteten Sicherheitshirnen eine 
Attentatsdrohung konstruiert, die Anlaß 
für eine weitere Verschärfung der Sicher- 
heitskontrollen war. Die Innenstadt von 
Schwerin war für den normalen Autover- 
kehr gesperrt, das Konzept der verkehrs- 
beruhigten Innenstadt funktionierte. 
Innerhalb dieser Zone gab es noch etliche 
Straßensperren und Kontrollringe. In 
kleinen Seitenstraßen standen Zusam- 
menballungen von Polizeifahrzeugen 
nebst Inhalt sowie schwerers Gerät und 
versuchten möglichst unauffällig auszu- 
sehen. Offenbar hatte man sich auf nahe- 
zu jeden denkbaren Fall vorbereitet. Um 
auch wirklich jede Gefährdung der Feiern 
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auszuschließen, wurden bei den Vorkon- 
trollen an den Zufahrten insgesamt ca. 30 
Leute vorläufig festgenommen. In der 
Stadt kam es schon mal vor, daß ein ver- 
mummtes SEK-Kommando mit kugelsi- 
cheren Westen durch die Straßen stürmte, 
um einen Punk abzugreifen, der mit feier- 
willigen Bürgern diskutierte. 

Es war also alles bereit zum rauschen- 
den Fest. 

Die politische Kaste versammelte 
sich zum Zwecke der Beweihräucherung 
zu einem Ökumenischen Gottesdienst im 
Schweriner Dom, das Volk auf den 
umliegenden Strassen und Plätzen, um 
sich an den Buden zu belustigen. Die 
Gegendemonstranten von DGB und PDS 
postierten sich am genehmigten Ort, weit 
genug entfernt von Kanzler und Politi- 
kern. Hier konnten die ca. 5000 ihrem 
Frust Luft machen, ohne etwa undemo- 
kratischerweise die Feiern zu behelligen. 
Hernach gab es dann noch den “Einheiz- 
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markt” der PDS, idyllisch gelegen im 
Neubaughetto Großer . Dieser unter- 
schied sich von den Märkten in der Innen- 
stadt vor allem dadurch, daß statt Helmut- 
Kohl-Postern Gregor-Gysi-Poster ver- 
kauft wurden und statt Kostenloser Aus- 
gaben der “Welt” das “Neue Deutsch- 
land” bzw. die “Berliner Linke” verteilt 
wurde. Auf diversen Ständen präsentier- 
ten sich die einzelnen PDS-Gruppen und 
Grüppchen um ihrem Protest und ihren 
momentanen Befindlichkeiten Ausdruck 
zu verleihen. Die Puhdys hatte man (nach 
einer kurzen Behandlung mit dem 
Staublappen) aus ihrem Rentnerdasein 
hervorgeholt und ließ sie nostalgische 
DDR-Songs trällern. (“Ich kann nicht 
vergessen, was einmal war...”). Der DGB 
hatte eine Straße am Pfaffenteich zuge- 
teilt bekommen, um unweit der Informa- 
tionsstände von Bundeswehr und BGS 
seinen Protest in gepflegter Volksfestath- 
mosphäre ausdrücken zu können. Das 


Im folgenden ein Bericht von 2 Teilnehmerinnen 
der Gegenaktionen am 3.10. in Schwerin : 


Die Einheizfront setzte sich durch 
-von Einheizern und Verheizern- 


Deutschland pur: nichts und niemand wurde abgekanzlert, satanische Verse blie- 
ben unentlarvt und die Promis konnten ihren Saumagen in Ruhe in sich hineinsch- 
lingen, Weil den falschen Stiefeln Beine gemacht wurden. 

Die Schweriner Welt blieb beinahe heil, hätten sich nicht doch noch ein paar 
Antifas und Autonome gefunden. 

Denn trotz Orientierungslosigkeit der Schweriner und Herangereisten brachten 
wir es zu einer friedlichen Demonstration auf der Schweriner Schloßstraße. Binnen 
kürzester Zeit wurde sie von der Polizei eingekesselt und in einsame Nebengäßchen 
gedrängt. \ 

Gewisse Nebengäßchen biete Vorteile: die Öffentlichkeit ist ausgeschlossen, sie 
sind seitens der Polizei leicht abzuriegeln und es öffnen sich ungeahnte Hinterhöfe 
von Polizeirevieren. So wurden wir auf unschöne Art und Weise zu dem gewünsch- 
ten Ort gedrängt, wobei für so manchen Atemnot und Fußschmerz unvermeidbar 
waren. Nachdem von zweihundert DemonstrantInnen etwa einhundert in den Revier- 
hof gepfercht wurden, schloß sich das eiserne Tor. (Meisterhaft gelöst das Teil. Da 
war der Kessel von München reinste Kinder-A-A; d.Säzzer) 

Zweistündige Ungewißheit bei hereinbechender Kälte auf Betonfußboden folg- 
te, danach Ekelerregende und für Kitzlige auch lächerliche Leibes- und Gepäckvisi- 
tationen. 

Niemand wußte, was sich hinter der nächsten Tür verborgen hielt, hinter unserer: 
story- und fotogeile Reporter (das bringt der Job so mit sich; d.Säzzer) und ein zum 
Abtransport bereitstehender fensterloser Knastwagen. 

Eine einstündige stop-and-go-Fahrt brachte uns in das drei Straßen weiter gele- 
gene Polizeirevier Amtsstraße zur erkennungsdienstlichen Mißhandlung. Ausweise 
abgeben, Verhör, Polaroidfoto und dann der nächste “Bauwagen”, diesmal mit Ein- 
zelzellen, aber mit Fenster. Auf Anfragen nach Rechtsgrundlage, Telefon, Toilette, 
Mahlzeit kam keine Antwort, nur gelegentlich ein Stinkefinger. 

Was niemand ahnen konnte, hinter dem Zellenwagen lag die große Freiheit. Nach 
und nach kam jeder einmal dort hinein und dann ganz raus. 

Die ganze Staatsaktion zum Schutze des Volkes dauerte volle sechs Stunden. 
Nachdem der Hubschrauber nebst Kanzler wieder in Sicherheit war, wurden die ein- 
hundertundvier “undeutschen” Personen wieder freigelassen. 

Bleibt zu fragen ob die Demonstration oder der Kessel verfassungswidrig war. 


DÖ+LALA 
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Landeskriminalamt Mecklenburg Vor- 
pommern lud auf seinem Stand zum Pan- 
zerglasscheiben-Einschlagen, was zu 
beträchtlicher Frustation bei einigen der 
Gegendemonstranten führte, denn die 
Scheiben erwiesen sich als äußerst stabil. 

Während sich also die Einwohner 
Schwerins und ihre Gäste verlustierten, 
schoben sich zwischen Dom und Staats- 
theater kleinere Pulks aus Bodyguards 
mit irgendeiner wichtigen Person in ihrer 
Mitte durch die Straßen. Verblüffte Bür- 
ger standen plötzlich und unerwartet 
irgendeinem der sie Regierenden gegenü- 
ber, verdutzte Gegendemonstranten 
befanden sich in ungewohnter Nähe zu 
Kanzler oder Ministern. Die Polizei geriet 
in leichte Panik, kaum hundert Meter von 
Kohl entfernt bewegte sich ein kleiner 
Zug von Leuten, die gewiß nicht da 
waren, um ihm freundlich die Hand zu 
schütteln. Letztendlich ging aber doch 
noch alles einigermaßen protokollgerecht 
über den Bürgersteig, alle hatten es bis 
zum Staatstheater geschafft. Vor diesem 
stand eine gemischte Menge aus Jublern, 
Gaffern und Gegnern der Feiern. Drinnen 
hub das Staatsaktgelabere an. 

Als auch das überstanden war, stand 
Bürgerbegegnung auf dem Programm. 
Hierbei kam es zu einigen Zwischenfäl- 
len. Ein Bürger oder Pressemensch 
fiel/schlug auf den Kanzler und wurde 
einkassiert, ein anderer wurde mit einem 
Feuerwerkskörper in unmittelbarer 
Kohlnähe ertappt. In der Menge vor dem 
Staatstheater waren auch etliche Gegen- 
demonstranten, die es igendwie durch die 
Absperrungen geschafft hatten. Sie waren 
mit Ihren “Lügner” und “Helmut raus”- 
Rufen immerhin etwas lauter als die 
Jubler. Immer wieder rannten hektische 
Trupps von Polizisten durch die Straßen 
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um etwaige Störer wegzufangen. Von 
einem demokratiefesten Schlipsträger (es 
soll ein Staatssekretär gewesen sein) 
wurde einer Frau die Trillerpfeiffe ent- 
wendet. Begründung: Es könnte den 
Kanzler stören. Als Dank dafür empfing 
er allerdings auch eine kräftige Ohrfeige 
der betreffenden Dame. 

Um den geplanten Volksfestcharakter 
abzurunden gab es noch ein “Trimmfest” 
der Regierungsinitiative “Keine Macht 
den Drogen!”. Ein Staffellauf von sport- 
begeisterten Jungbürgern von Hamburg 
nach Schwerin sollte verschiedene Dinge 
symbolisieren, die mir inzwischen nicht 
mehr einfallen. Da es einige Terminpro- 
bleme im Protokoll gab, wurde die letzte 
Gruppe Staffelläufer kurz hinter dem 
Staatstheater geparkt, um dann zur pas- 
senden Zeit irgendeinem Regierenden 
den Stab zu übergeben. Abends gab es 
dann noch eine Sportgala, die ich mir 
allerdings ersparte. 

Insgesamt wurden ca. 100 Leute vor- 
läufig festgenommen, viele aus völlig 
nichtigen Gründen, z.B. weil sich der eine 
oder andere Bürger durch den Anblick 
von Punks gestört fühlte. Während einer 
Gegendemonstration wurden einige dut- 
zend Leute von der Polizei eingekesselt. 

Die Gegenveranstaltungen und Aktio- 
nen hätten wesentlich wirkungsvoller 
sein können, wenn mehr Leute dagewe- 
sen wären (die Berliner Szene mußte sich 
ja mal wieder im eigenen revolutionären 
Kiez verlustieren) und es eine bessere 
Organisation und Absprache der Gege- 
naktionen gegeben hätte. Alles in allem 
ein sehr deutsches Fest. 

ltc. 


Vom Wirken der deutschen Justiz 
Ein Stein gegen Nazis: zweimal 


schwerer Landfriedensbruch 


Während überall nach den Pogromen 
die meisten Faschisten unverrichteter 
Dinge entlassen wurden, Mörder wegen 
Totschlag und Totschläger wegen 
“Schwerem Landfriedensbruch” verur- 
teilt wurden, hatte in der potentiellen 
Hauptstadt Berlin ein Steinwurf gleich 
zwei Verfahren wegen schwerem Land- 
friedensbruch zur Folge. Der Unter- 
schied: die beiden Inkriminierten sollen 
nicht gegen Ausländer vorgegangen sein, 
sondern gegen Nazis. In einem solchen 
Fall ist natürlich die volle Härte des 
Gesetzes geboten! 

Es ging um die Talkshowsendung 
“Einspruch” des Privatsenders Sat 1, die 
merkwürdigerweise im Alternativprojekt 
“Kulturbrauerei” im Berliner Prenzlauer 
Berg stattfinden kann und nun schon zum 
wiederholten Male Nazis eine Plattform 
gab. Am 27. August waren Rostocker 
Bürger und Nazis sowie der bekannte 
Naziführer Christian Worch eingeladen. 
Letzterer ergriff allerdings vor etwa 100 
Demonstranten die Flucht, die sich vor 
dem Eingang gesammelt hatten, Bürger- 
bewegte, “Autonome” und Normalbür- 
ger. Im Unterschied zu Ausländerwohn- 
heimen war die Sat 1-Sendung mit 
großzügigem Polizeischutz bedacht wor- 
den. Etwa 6 Polizeiwannen beobachteten 
die Demonstranten. Unter denen wuchs 
die Erregung, als ein Journalist, der nach 
draußen kam, über zahlreiche antirassisti- 
sche und antisemitische Äußerungen 
auch aus den Reihen der älteren 
Rostocker Bürger berichtete. 

Gegen 22.45 Uhr verließ dann der 
Bus mit den eingeladenen Rostockern das 


Gelände. Laut Polizeisprecher gab es 
massive Steinwürfe gegen Bus und Poli- 
zei, ein anwesender Wachleiter will aber 
laut “taz” nur einen Stein gesehen haben. 
Die Polizei griff energisch ein und nahm 
zwei Personen fest, Olaf Schmitz und 
Torsten Wienholz. Von Olaf Schmitz ist 
nichts weiter bekannt, als daß er beobach- 
tend auf einem Geländer gesessen hat, 
Torsten Wienholz soll angeblich einen 
Stein geworfen haben (vermutlich der 
Stein, den der Wachleiter gesehen haben 
will). 

Um so eigenartiger ist das, was die 
beiden über ihre Erlebnisse nach der Fest- 
nahme berichten. Olaf Schmitz mußte 
sich in der Polizeiwanne auf den Boden 
legen und die Polizisten stellten ihre Stie- 
fel auf ihn. Torsten Wienholz erfuhr eini- 
ges, was offensichtlich die Polizeimannen 
quält: “Ihr Linken macht es uns zu ein- 
fach. Ihr könnt nicht kämpfen. Die Rech- 
ten sind viel besser drauf.” Jetzt sagen die 
Beamten freilich aus, Wienholz hätte in 
der Wanne geäußert, er hätte ein Zeichen 
setzen wollen. Auch dies kann man wohl 
nur als interessanten Einblick in die 
wunde Polizeiseele werten. 

Beide, Schmitz und Wienholz sind 
wegen “Schwerem Landfriedensbruch” 
angeklagt, Schmitz zusätzlich wegen 
“Widerstand”, weil er bei der Vorführung 
beim Haftrichter durchdrehte. Torsten 
Wienholz wurde nach 24 Stunden auf 
Haftverschonung entlassen, Schmitz 
wurde in U-Haft genommen. Das liegt 
mit Sicherheit daran, daß er keinen 
Anwalt hatte und sich die Mitbewohner 
des besetzten Hauses in der Lottumstraße 


telegraph 10/92 


9/10, in dem er wohnt, in keiner 
Weise um ihn kümmerten. Erst nach dem 
ersten Haftprüfungstermin, bei dem eine 
Kaution von 10.000 DM festgelegt wor- 
den war, wurde ein Anwalt eingeschaltet. 
Die Eltern von Olaf Schmitz waren 
bereit, die Kaution zu zahlen, aber der 
Haftrichter wollte sie dann doch nicht 
akzeptieren. Da Schmitz keinen Kontakt 
mit seinen Eltern habe, bestände auch 
nach der Zahlung der Kaution Fluchtge- 
fahr. Erst Ende September wurde jetzt 
Schmitz aus der U-Haft freigegeben, 
gegen eine Kaution von 20.000 DM. 

Aber auch Torsten Wienholz konnte 
nicht bis zum Prozeß in Ruhe seinen nor- 


malen Beschäftigungen nachgehen. Er 
hat eine ABM-Stelle als Sozialarbeiter in 
einem Projekt für rechte Staßenkids im 
Friedrichshain (siehe auch unser Inter- 
view auf S. ). Der Staatsanwalt benach- 
richtigte den Träger auf Bezirksamtsebe- 
ne vom laufenden Verfahren. Torsten 
Wienholz wurde ohne Begründung frist- 
los entlassen. Das ist zwar verfassungs- 
widrig, weil niemand vor einer Verurtei- 
lung für schuldig erklärt werden darf, ent- 
spricht aber wohl den Gepflogenheiten in 
unserem schönen Land. 


W. Rüddenklau 


Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
Abdruck aus “Der neue Saale-Spiegel” 


Zeichen gegen Rechts, gegen die 
Faschos, gegen die Glatzen, wollte eine 
Gruppe Jugendlicher aus Saalfeld setzen 
und nahm mutigen Schrittes den Weg 
nach Rudolstadt zur Gedenkfeier für 
Opfer des Faschismus. Andy hatte den 
Kranz besorgt. Besinnlich und vernei- 
gend vor dem Ehrenmal traten die 
Jugendlichen auf. Kameras surrten. Das 
Fernsehen drehte mit. 

Unaufdringlich im Hintergrund 
spürten sie starke Polizeipräsenz, nicht 
irtitierend, eher wohltuend. Ihre Anwe- 
senheit hatte die Drohungen rechtsextre- 
mistischer Vereine, doch noch in Rudol- 
stadt einzumarschieren, platzen lassen. 
Ein Erfolg der jungen Demokratie. 

Nach der Gedenkfeier hielt die 
Saalfelder Gruppe vor der Schwarzaer 
Disko Rat, wie sie den angebrochenen 
Sonntag verbringen könne. Andere 
Jugendliche kamen hinzu. Noch ahnte 
niemand, daß es sowieso ganz anders 
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kommen würde, so, wie sie es noch nicht 
erlebt hatten. 

Ein Polizeiauto fuhr an den her- 
umstehenden Jugendlichen vorbei. Plötz- 
lich geschah das Unsinnige: Mehrere 
Steine knallten auf das Auto, zerbrachen 
eine Scheibe, schlugen Beulen ins Blech. 
Wer der oder die Werfer waren, wollte 
oder konnte keiner so recht wahrgenom- 
men haben. In Minutenschnelle aber 
waren Einheiten des Bundesgrenz- 
schutzes vorgefahren. Die Kranzniederle- 
ger wurden in Handfesseln gelegt und in 
bereitstehende Transporter geschoben. 
Die Fahrt ging nach Saalfeld, Endstation 
Promenadenweg, Polizeiinspektion. 

Mittagessen fiel aus, Kaffeetrin- 
ken ebenfalls. Dafür Verhöre, Verneh- 
mungen, stumpfsinniges Warten, bis man 
vor den Staatsanwalt kam. 52 Jugendli- 
che, darunter ein Minderjähriger, saßen in 
Gewahrsam. Fingerabdrücke, Fotos von 
links, rechts und vorn - im Film hatten sie 


es schon mal gesehen. Jetzt jedoch ging ’s 
unter die Haut. 

Sporadisch öffnete der Diensthabende 
das Eingangstor. Die ersten Jugendlichen 
durften zurück in die Freiheit. Die Kunde 
von der Gefangennahme machte die 
Runde. Freundinnen und Freunde kamen 
vor die Polizeiinspektion, besorgte Eltern 
suchten Gespräche mit dem Einsatzleiter, 
brachten belegte Brote für ihre festgehal- 
tenen Kinder mit. Die Nacht brach herein. 
Die Stimmung vor dem Tor wurde frosti- 
ger und lauter. 

Superintendent Zimmermann schalte- 


te sich ein, vergebens. Die Staatsanwalt- 
schaft hatte in diesen Stunden andere 
Order. Zwei bellende Hunde sicherten ein 
herausgebrochenes Fenstergitter. Man 
sprach später von einem Ausbruchsver- 
such. Um Mitternacht waren die Proto- 
kolle von 52 in Gewahrsam Genomme- 
nen geschrieben. Der letzte Jugendliche 
verließ zur Stunde Eins die Polizeiinspek- 
tion. Zurück blieben demolierte und ver- 
schmutzte Räume, aufgebrachte Eltern, 
verschreckte Jugendliche und neue Mau- 
ern gegen den Rechtsstaat... 


Mahnwache für AusländerInnen 
in Quedlinburg 


Quedlinburg ist eine 30.000 Einwoh- 
ner zählende Stadt, am Rande des Harzes, 
45 Kilometer südwestlich von Magdeburg 
und 65 Kilometer südöstlich von Braun- 
schweig gelegen. Wegen ihres, mehr oder 
weniger erhaltenen, mittelalterlichen 
Stadtkerns, ist dieStadt so etwas wie eine 
touristische Bekanntheit. Abgesehen von 
einigen wenigen 4-geschossigen Platten- 
bauten, entspricht sie eben nicht dem hier 
in Westdeutschland verbreiteten Klischee 
der trostlosen Öststädte. 

Wir sind am Samstag mit der Absicht 
nach Quedlinburg gefahren, das dortige 
Geschehen aus der Rolle der Beobachte- 
rInnen mitzukriegen. Und so mischten wir 
uns unter Mob, Polizei, Presse, und stan- 
den am Rand der antifaschistischen Kund- 
gebung. Unsere Sichtweise entstand folg- 
lich aus eigenen Beobachtungen und 
Gesprächen mit Frauen und Männern der 
Mahnwache. Wir schreiben diesen 
Bericht/Analyse/Kritik, weil wir denken, 
daß wir der sich in Zukunft noch ver- 
schärfenden Situation etwas mehr entge- 
gensetzen müssen... 

Seit Montag, 7. September 1992, wur- 
den die 120 in der einzigen Unterkunft der 
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Stadt untergebrachten Flüchtlinge aus 
Rumänien und Bulgarien von der deut- 
schen Bevölkerung angegriffen. Im Laufe 
der Woche sammelten sich vor dem völlig 
heruntergekommenen Haus RassistInnen 
und bedrohten in der inzwischen bekann- 
ten brutalen Art und Weise die Flüchtlin- 
ge. 

Am Donnerstag machten mutige Men- 
schen aus Quedlinburg eine erste Mahn- 
wache. Am gleichen Abend demonstrier- 
ten 250 Autonome gegen Rassismus und 
die dortigen Zustände. Die Demo wurde 
aus dem Mob heraus mit einem Molli 
beworfen (nach Information der 
Polizei/Presse). Der örtliche Bürgermei- 
ster dementierte dies in einem Radiointer- 
view und sprach davon, daß Quedlinbur- 
ger Bürger linke Gruppen an ihren Vorha- 
ben gehindert hätten, und letztere so den 
Ort verlassen mußten...! 

Am Freitagabend stand eine Mahnwa- 
che von Pazifisten unterschiedlicher Par- 
teien und Organisationen vor der Unter- 
kunft, ausdrücklich, um die Flüchtlinge 
durch ihre Anwesenheit zu schützen. 
Diese Mahnwache wurde dann im Laufe 
des Abends von der auf ca. 500-600 ange- 
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wachsene Masse von RassistInnen mit 
Steinen und Leuchtspurgeschossen ange- 
griffen. Während des Angriffs, der zwi- 
schen 1 1/2 und 2 1/2 Stunden dauerte, 
wurden die ca. 30 zum Teil schon arg ver- 
letzten PazifistInnen aufgefordert, die aus- 
ländischen Frauen aus dem Heim heraus- 
zugeben, mit der Begründung: “Wir wol- 
len nicht, daß hier noch mehr Kanacken- 
brut geboren wird, wir hängen die an den 
nächsten Baum”. Es herrschte Lynchstim- 
mung. Die sich schützenden, meist auf 
dem Boden liegenden UnterstützerInnen 
der Flüchtlinge wurden aufgefordert, die 
Arme von den Gesichtern wegzunehmen, 
“damit wir wissen, wer ihr seid”. Als end- 
lich ein Krankenwagen den “Schauplatz” 
erreichte, wurde der Fahrer aus dem 
Wagen gezogen und verprügelt, damit 
niemand weggefahren, geschweige denn 
medizinisch versorgt werden konnte. Die 
Polizei stand tatenlos dabei. Zitat Einsatz- 
leiter:””Wir können nicht jeden einzelnen 
Bürger schützen, der sich in Gefahr 
begibt...” und “...hätten wir mit einer 
Kette vor den Angegriffenen nichts aus- 
richten können, da wären die Steine ja 
über die Köpfe der Polizisten hinwegge- 
flogen...”(mdr-life, Samstags im Hör- 
funk). 

Die persönliche Bedrohung der 
FlüchtlingsunterstützerInnen ging und 
geht natürlich auch im Alltag weiter: Sie 
werden beim Einkaufen angepöbelt, ihnen 
wird gedroht, oder, wie es einem geschah, 
wegen geschäftsschädigendem Verhalten 
von der Arbeit entlassen. 

Als wir am Samstag gegen 18.30 in 
Quedlinburg ankamen, hatte die Polizei 
an den Zufahrtsstraßen der Stadt Kontroll- 
stellen aufgebaut. In den Nachrichten der 
Sachsen-Anhalt-Welle wurde die von der 
Polizei unbestätigte Meldung verbreitet, 
daß die Stadt abgeriegelt sei, wegen einer 
angekündigten Antifa-Demo und dem 
erwarteten Eintreffen von Rechtsradikalen 
aus dem ganzen Land. Einen entsprechen- 
den Charakter hatte die von uns passierte 
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Gesichtskontrolle allerdings nicht. 

Vor dem provisorischen Flüchtlings- 
heim standen Presse und Polizei und in 
unmittelbarer Umgebung einzelne Bürge- 
Innen in zunächst noch kleinen Gruppen. 
Wir sind durch die Stadt gelaufen und 
bemerkten eine regelrechte Bewegung in 
Richtung Heim. Aus allen Richtungen 
kamen Menschen, Alte und Junge, Fami- 
lien mit Kindern in “Sonntagskleidung”..., 
um abzuwarten, was der heutige Abend so 
bringen würde..., so schien es zumindest. 
Währenddessen bemerkten wir einen voll- 
besetzten Pkw mit Sprechfunk, bei dem 
wir sicher sind, daß es Faschos waren. 
Unser Eindruck ist, daß diese die Stadt 
durchkämmt haben... 

50 Meter von der Flüchtlingsunter- 
kunft entfernt wuchs inzwischen die gaf- 
fende Menge auf ca. 250-300 Personen 
an. Um ca. 19.30 Uhr erreichten die Men- 
schen der Mahnwache das Haus, in dem 
noch ca. 30 Flüchtlinge untergebracht 
waren, die anderen waren anscheinend auf 
eigene Faust geflüchtet. 

Als eine Reaktion auf die negativen 
Schlagzeilen, die der Nicht-Polizeieinsatz 
am vorherigen Abend ausgelöst hatte, ver- 
sprach die Polizei den Mahnwachenden 
einen Abtransport mit einem bereitgestell- 
ten LKW, “falls die Lage zu brenzlig 
wird”. 

An diesem Abend war relativ viel 
Polizei (ca. 2-300) in der Stadt. Die mei- 
sten davon “begleiteten“ die Demonstrati- 
on. Sie kamen aus dem nahegelegenen 
Halberstadt, Magdeburg und den Bezir- 
ken SBK, SDL (Autokennz.), waren zwar 
in der üblichen Ausrüstung, allerdings mit 
nicht sehr stabil aussehenden Schildern 
(“Plaste und Elaste”) und wenig Sprech- 
funk ausgestattet. Allerdings hatten sie 
mit eben dieser Ausrüstung, vom Aufstel- 
len der Absperrgitter angefangen bis zum 
Funkverkehr, offensichtliche Schwierig- 
keiten. Die Mahnwache war mit einer 
Kette von Polizisten mit Schildern und 
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Knüppeln “gesichert”. Diese stand aller- 
dings ohne Funkverkehr vor dem Heim, 
ohne zu wissen, ob die Antifa-Demo sich 
formiert, losgegangen oder sonst etwas 
passiert war und ohne Kontakt zur Ein- 
satzleitung, die eigentlich nirgendwo zu 
sehen war. Kurz vor dem Eintreffen der 
Demo an der Kreuzung wurde der Was- 
serwerfer vorgezogen, dann aber ledig- 
lich in unmittelbarer Nähe abgestellt. Die 
Zivis, die da zugegen waren, machten 
sich staunend über die Beschaffenheit der 
Wasserwerferscheiben (Panzerglas) kun- 
dig und mochten nicht ganz glauben, daß 
dieser auch ohne Einweisung (wegen der 
Kamera am Heck) rückwärts fahren kann. 
Außerdem waren sie “zum ersten Mal 
da”, interessierten sich für „einen günsti- 
gen Parkplatz”, und da auch sie ohne 
Funk ausgestattet, und so nur von zufällig 
vorbeilaufenden Uniformierten irgend 
etwas mitbekamen, holten sie erst mal 
ihre Vesper aus dem Wartburg. 

Wir haben die Ankunft der Demo an 
der Kreuzung in unmittelbarer Nähe der 
Unterkunft mitbekommen. Wir wissen 
nicht, was bis dahin passiert war, wie sich 
die Polizei bis dahin verhalten hatte. Die 
Demo kam in relativ lockeren Ketten zu 
der Absperrung, wo sich bis zu diesem 
Zeitpunkt an die 300 RassistInnen ver- 
sammelt hatten. Die erste Durchsage des 
Lautsprecherwagens war eine Aufforde- 
rung an die Polizei, sich und den Wasser- 
werfer zurückzuziehen und “die Provoka- 
tionen zu unterlassen”. Dazu sei gesagt, 
daß der Wasserwerfer mit abgeschaltetem 
Motor und ohne Licht an der der Flücht- 
lingsunterkunft gegenüberliegenden 
Straßenseite geparkt war. Wir wissen 
natürlich nicht, ob es vorher zu den übli- 
chen Provokationen durch die Polizei 
gekommen ist und fanden allerdings, daß 
die Situation vor Ort nicht unseren sonsti- 
gen Erfahrungen entsprach. So ist es zum 
Beispiel nicht üblich, daß die Polizisten 
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sich drehtürartig zur Seite drehen, wenn 
AntifaschistInnen einen Ausfall machen, 
um die Faschos zu kriegen, also dies 
weder verhindern, noch den Leuten nach- 
setzen. 

Für die Demobeteiligten stellte sich 
die Situation sicher anders dar: mit einem 
Konvoi in eine “feindliche Stadt”; die 
üblichen Polizeiformationen drumherum; 
geschlossen zum Ort des Geschehens und 
dort Polizeiketten und “Schaulustige”. 

Diese “Schaulustigen” aber hätten das 
Hauptangriffsziel - in Wort und Tat? - 
sein müssen, die Menge der normalen 
Bürger, aus der heraus die beifallsunter- 
stützten rassistischen Aktionen stattfin- 
den, und die die gehaltene Rede mit höh- 
nischem Lachen und entsprechenden 
Kommentaren verfolgten - und eben nicht 
nur die Staatsmacht aus der uns üblichen 
Fixiertheit heraus. 

Der Redebeitrag bestand zu mehr als 
der Hälfte aus einer Aufzählung der 
Ereignisse der vergangenenWoche. Uns 
war unklar, an wen sich diese Aufzählung 
richtete: an die TeilnehmerInnen der 
Demo? Die waren deshalb dort hingefah- 
ren. An die Polizei? Die waren deswegen 
dorthin abkommandiert worden. An die 
umstehende Bevölkerung? Das waren die 
Frauen und Männer, die sich in der einen 
oder anderen Weise an den Überfällen 
beteiligt hatten. 

Nach der Rede wurde noch ein Ver- 
such unternommen, einige Faschos zu 
erwischen, der Ausgang dieses Unterfan- 
gens ist uns nicht bekannt. 

Am Ende waren wir doch erleichtert, 
aus diesem Ort unbeschadet rauszukom- 
men. 

Bleibt nachzutragen, daß die bis zu 
diesem Tag verbliebenen Flüchtlinge tags 
drauf nach Magdeburg evakuiert wurden 

Antifaschistische 
BeobachterInnen 
Rhein/Main 
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Nachbemerkungen 
zu den Mahnwachenden: 


Mit Transparenten “Auch ohne Aus- 
länder bleiben die’Probleme’”, “Keine 
Gewalt, reicht den Flüchtlingen die 
Hand” ausgestattet und sich selbst in 
einer MärtyrerInnenrolle erlebend, 
befanden sich die Mahnwachenden in der 
Minderheit und Defensive. Das drückte 
sich z.B. dann auch darin aus, daß über- 
legt wurde, ob die Überschrift des eige- 
nen Flugblatts “Die dummen Argumente 
der Brandstifter“ nicht zu aggressiv sei... 
So wurde auch Furcht den Demonstran- 
tInnen von außerhalb und selbst den Pres- 
seberichten über die Ausmaße der rassi- 
stischen Angriffe gegenüber zum Aus- 
druck gebracht: “das heizt die Stimmung 
an und wir kriegen es ab”. Das ist natür- 
lich politisch fatal, aber für die Betroffe- 
nen nachvollziehbar. Es war wohl eine 
richtige Einschätzung, daß Leute mein- 
ten: “Hätten wir uns bei dem Angriff 
gegen uns gewehrt, wären wir totgeschla- 
gen worden.” Dementsprechend war die 
Einstellung gegenüber der organisierten 
Antifa-Demo zwar ängstlich aber nicht 
ablehnend und ein Kontakt zwischen 
“Wessis” und “Ossis” wäre wohl ange- 
bracht gewesen. 


Zur Polizei: 


Die Tatsache, daß in Ostdeutschland 
ungestört, wie aktuell in Wismar, über 
Tage hinweg von dreißig Idioten ein 
Flüchtlingsheim mit Mollis angegriffen 
wird, kann nicht mit Hilflosigkeit oder 
mangelnder Ausrüstung der Polizei 
erklärt werden. Uns wird bei ungleich 
lapidareren “Vergehen” mit Prügelorgien, 
Kesseln und Inhaftierungen geantwortet. 
Das “Nichteingreifen” bei den rassisti- 


telegraph 10/92 


schen Aktionen wird oft mit der großen 
Bevölkerungsunterstützung vor Ort 
erklärt. Bei anderen Auseinandersetzun- 
gen in Westdeutschland, Startbahn West 
oder Wackersdorf, wurde darauf keine 
Rücksicht genommen - sicher mit dem 
Kalkül, daß Rassismus systemimmanent 
bleibt. Die politische Führung der “neuen 
Länder” mit ihren rechtsnationalen Ver- 
treten wie dem mecklenburgischen 
Innenminister (“...das tragische ist doch, 
daß hier deutsche Polizisten gegen Deut- 
sche vorgehen”), tun natürlich ihr Übri- 
ges. 

Und dennoch geht die ostdeutsche 
Polizei nicht (noch nicht) gegen Antifa- 
schistInnen vor, wie wir es von den “Uns- 
rigen”, ReP-Sympatisierenden, und dem- 
entsprechend Eigenmotivierten, kennen. 
Zumal der Staat keinerlei Interesse an 
einem “schwachen Bild” hat, welches 
entstehen könnte, wenn hier Autonome 
als “Ordnungsmacht” erscheinen, weil 
wir Flüchtlingsheime schützen, einzelne 
Faschos mehr oder weniger unter Beob- 
achtung stehen, in den Ballungsgebieten 
Faschoversammlungen zumeist massiv 
entgegengetreten wird. 

Letztendlich werden diese Überle- 
gungen, nämlich ob wir im Osten noch 
mehr “Spielraum auf der Straße” haben, 
auch von der Realität überholt werden. 
Der Anpassungsprozeß läuft in allen 
Bereichen - und darauf müssen wir uns 
jetzt schon einstellen. 


Übrigens: 

Beim Zurücklaufen fiel uns noch ein 
vollbesetzter Golf, mit CB-Funk-Antenne 
auf, dessen Besatzung im Rücken der 
Demo wohl irgendeiner “informellen 
Tätigkeit” nachging. Entweder waren es 
Rechte oder äußerst gut getarnte antifa- 
schistische MitstreiterInnen. 
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Aus dem Situationsbericht eines Ostberliner Jugendklubs 


...Unter den Besuchern sind SchülerInnen, Lehrlinge, Arbeitslose. Die 
Mehrzahl der Jugendlichen haben Lernschwierigkeiten bzw. Probleme auf 
der Lehrstelle. Fast alle SchülerInnen machen Hauptschule oder Gesamt- 
schule. Ca 40 haben keinen Schulabschluß. Ein großer Teil der Jugendli- 
chen kommt aus sozial schwachen Familien bzw. die Familiensituation hat 
sich durch Arbeitslosigkeit extrem verschlechtert. Die Mehrzahl der männ- 
lichen Besucher (16-18 Jahre) sind aus Konfliktgründen aus dem Famili- 
enverband ausgeschieden und können von dort nicht mit Hilfe und Unter- 
stützung rechnen. 

Konflikte mit dem Gesetz wegen Fahren ohne Führerschein, Ein- 
bruch, Autodiebstahl, Überfällen etc. gehören zu den gelebten Erfahrungen 
der Mehrzahl der Jugendlichen. Die Kids bezeichnen sich selbst als aus- 
länderfeindlich und rechts. Innerhalb der geschlechtergemischten Gruppen 
herrschen aggressive Umgangsnormen. Alkohol wird regelmäßig konsu- 
miert, erste Erfahrungen mit anderen Drogen gemacht. Alle befragten 
Jugendlichen sind sich einig darüber, daß sie nie “spritzen” würden. 

Innerhalb der Jugendgruppen hat sich ein gruppeneigenes Wert- 
gefüge gebildet: rechts sein, ausländerfeindlich sein, schnelle Kohle 
machen und ausgrenzend gegenüber Anderen zu sein. Ungesetzliche 
Aktionen werden von der Gruppe positiv bewertet, sind nicht nur Mutpro- 
ben, sondern zum Teil auch Quelle, um ersehnte Markenartikel zu erhalten. 
Über Eltern, Medien und persönliches Umfeld konnten sie die Erfahrung 
machen, daß Achtung und Wertschätzung sehr oft nur über Prestigeobjek- 
te (Auto, teure Klamotten, etc.) erfolgt. Clever sein und die schnelle Mark 
machen, cool und abweisend sein und sexistisches Gehabe werden in 
Werbung, Film und Fernsehen vorgespielt. Als Favorit im Videokonsum 
gelten Kriegsfilme und Horrorfilme. 

Liebe, Vertrauen und Gebrauchtwerden werden von allen als wich- 
tig bezeichnet, gehören aber nicht zu den häufig erlebten Erfahrungen. 
Vielmehr werden Gefühl von Machtlosigkeit und Hilflosigkeit erlebt, was 
dann sehr oft durch aggressives Verhalten kompensiert wird. 

Erwachsene Bezugspersonen erscheinen vielen Jugendlichen als 
unglaubwürdig und wenig vertrauenswürdig (Erkennen des Widerspruchs 
zwischen dem, was die Erwachsenen tun und dem, was sie sagen). Dies 
bezieht sich auf verschiedene Bereiche ihres öffentlichen und privaten 
Lebens. Der Generationskonflikt verschärft sich weit über das normale 
jugendtypische Maß hinaus. Die negativen Erfahrungen erschweren einen 
Zugang zu den jugendlichen Besuchern. 
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Wir müssen von vorn anfangen 


Sozialisationsprobleme von Jugendlichen in einer 
spätkapitalistischen Industriegesellschaft 
I. Situationsbeschreibung 


Jeder, der früher Jugendliche mit ihrem Zorn und ihrer Aufbruchsstimmung 
eher als Verbündete gegen die Machthaber empfunden hat, ist durch die rechten 
Pogrome der vergangenen Monate aufgeschreckt. Was ist eigentlich mit den 
Jugendlichen los? Diese Frage stellten wir in einem Kreis von Streetworkern, die 
teilweise schon zu DDR-Zeiten die Probleme zu benennen versuchten und inner- 
halb und teilweise auch gegen die damaligen Kirchenstrukturen das Konzept der 
Offenen Arbeit entwickelten. Der älteste unserer Gesprächspartner, Walter 
Schilling, 62, gilt als Vater dieser Offenen Arbeit und ist Pfarrer in Braunsdorf. 
Das von ihm betreute Rüstzeitheim wurde auf Druck der Staatssicherheit von der 
Bezirkshygiene Kirche geschlossen. Der Einspruch de Thüringer Kirche war 
schwach. Thomas Grund, mit Spitznamen Kaktus, war jahrelanger Mitarbeiter 
der Offenen Arbeit in Jena Stadtmitte und macht jetzt mit einem in etwa gleichen 
Konzept Arbeit mit “rechten”, “linken” und “normalen” Kids in Jena-Winzerla. 
Harry Zöller, Spitzname Käfer, ist Sachbearbeiter im Jenaer Jugendamt und 
versucht die bürokatischen Wege zu ebnen. Torsten Wienholz arbeitet in einem 
Projekt mit “rechten” Kids im Ostberliner Friedrichshain. Jörg Zickler, Spitz- 
name Jolly, arbeitet in der Ostberliner Kirche von Unten mit “linken” Kids. 

Für die in den Text eingefügten „‚Grafiken‘‘ müssen wir um Verständnis bit- 
ten. Sie sind insofern passend zum Thema, als sie völlig ernsthafte Illustrationen 
in der Ostberliner Nazi-Skin-Zeitschrift “Proissens Gloria” darstellen. Der 
“Künstler” ist uns Gottseidank unbekannt. 


telegraph: Ich habe hier eine Situati- 
onsbeschreibung aus einem Ostberliner 
Jugendklub (Red: siehe nebenan). Ist 
Eurer Meinung nach diese Charakterisie- 
rung auf die Jugendlichen die ihr kennt, 
zu verallgemeinern? Und wie würdet Ihr 
die Unterschiede zu den früheren Jugend- 
lichen zu beschreiben? 

Käfer: Die Beschreibung trifft das, 
was wir auch in Jena erleben. Die 
Aggressivität selbst hat sich im Verhält- 
nis zu früher, denke ich, nicht verändert. 
Heruntergegangen ist nur die Hemm- 
schwelle zu Brutalität. 

Torsten: Ich kann da nur die Situati- 
on vom letzten Donnerstag beschreiben. 
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Erst haben sie sich geprügelt, sind mit 
ihren Würgemalen zum Arzt gegangen 
und haben dann noch die ganze Arzitstati- 
on plattgemacht. Nachdem sie körperlich 
ruiniert waren, haben sie sich noch 
gegenseitig die Autos kaputtgemacht. Am 
nächsten Tag sitzen sie mit ihren Verbän- 
den im Club und quatschen wieder nor- 
mal miteinander. 

Walter: Es gibt keinen Unterschied 
in der Sache. Die Schwierigkeiten haben 
nur weiter zugenommen und werden 
ständig zunehmen. 

Kaktus: Bei uns in Jena hat sich ein 
Mädel mit ein paar Skins unterhalten. Ich 
habe die Stichpunkte herausgeschrieben, 
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die ihren Glauben und ihre Zukunftsvi- 
sionen betreffen. Die haben sie und sie 
haben mehr davon, als die Linken und 
Autonomen, die ich bisher kennengelernt 
habe. Andererseits wurde dann in der 
Offen Arbeit in Stadtmitte von linken 
Jugendlichen gesagt, diese Ideale wären 
auch ihre. Menschliche Werte sind nach 
Meinung der Skins Offenheit, Ehrlich- 
keit, Mut zum Risiko, Beständigkeit, Sau- 
berkeit. An anderen stört sie, wenn man 
sie in eine Klischeeschublade steckt, sie 
zu Dummen und ständigen Randalierern 
abzustempeln. Sie wollen jung bleiben, 
Spaß am Leben haben, arbeiten gehen. 
Bis auf ein paar Dinge, bei denen ich 
nicht mitgehen würde, kommen da Punk- 
te, die schon seit Jahren von Jugendlichen 
benannt werden. 
Walter: Aber sag doch einmal, was 
Du eine Vision nennen würdest? 
Kaktus: Daß sie eine gemeinsame 
Vision haben merkst Du, wenn zwei 
Gruppen von Skins aufeinandertreffen. 
Damit haben sie natürlich auch Schwie- 
rigkeiten. Andererseits zeigt sich, daß sie 
gemeinsame Werte haben und wissen, wo 
es entlang geht. Ihr Traum von einem har- 
ten Deutschland ist für sie eine Vision. 
Das sind zum Teil Dinge, die aus der 
Nazizeit herübergeschwappt sind. Aber 
die Jenenser Glatzen sagen klar, daß sie 
keinen Faschismus wollen. “Wir wollen 
einen Nationalsozialismus. Den haben die 
Nazis versaut und wir müssen ihn wieder 
schaffen. Die Frauen gehen an den Herd, 
die Männer benehmen sich ordentlich. 
Wer nicht spurt, kriegt eins drauf oder 
geht in den Knast. Wir wollen ein hartes 
Regime, keinen Parlamentarismus. Die 
quatschen alle nur rum und bringen ihre 
Schäfchen ins Trockene.” 
Natürlich betrifft das die Skins ab 20 
Jahren, an die Du nicht mehr heran- 
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kommst, die dann wirklich schon gefähr- 
lich sind, nicht die Kids, die wissen eben- 
sowenig wie die linken Kids, wie sie sich 
orientieren sollen. Aber es fällt mir doch 
auch bei den Kids auf, daß diejenigen, die 
sich als links bezeichnen, eigentlich das- 
selbe machen. Nur, daß sie sagen, daß sie 
nichts gegen Ausländer haben. Sie 
knacken genauso Autos, sie klauen, sie 
hauen anderen auf die Fresse, sie ballern 
einfach ein paar Leute um. 

Walter: Vision heißt nichts anderes 
als Zukunftsvorstellung. Zuerst muß man 
feststellen, daß diese Jugendlichen keine 
Zukunft haben. Der Unterschied in den 
Zukunftsvorstellungen zwischen “rech- 
ten” und “linken” Kids ist, daß die “Lin- 
ken” sozusagen eine “negative” 
Zukunftsvorstellung haben, eine anarchi- 
stische. Sie wissen nur, daß es anders 
werden muß, mehr nicht. Die “Rechten” 
wissen darüber hinaus, daß es hart, klar 
und deutsch werden muß. Das ist insofern 
eine “positive” Vorstellung, ein klares 
Bild von dem, was geschehen soll. Aber 
natürlich ist die Vision, die die Rechten 
haben, nur ein Ersatzinhalt, ein Ersatz- 
wert, eine Anleihe bei einer längst ver- 
gangenen Zeit. 

Kaktus: Mich erinnert es sehr stark 
an religiösen Fanatismus. Sie lassen sich 
für ihre Vorstellungen verprügeln, ja sie 
lassen sich notfalls umbringen. 

Walter: Weil sie eine positive Vor- 
stellung haben, auch wenn sie falsch ist. 
Während die Linken so hilflos sind, weil 
sie immer nur dagegen sind und keine 
neuen Inhalte und genauen Vorstellungen 
von einer Alternative haben. Das ist Ja 
unser Problem. 

Torsten: Mit den Leuten, die nach- 
denken, kommst Du auf eine gemeinsame 
Analyse. Nur, daß sie sagen: “Die Welt 
ist in arm und reich geteilt, wir wollen 
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aber reich sein. Es regiert das Recht des 
Stärkeren und wir wollen die Stärkeren 
sein”. Der Punkt, an dem es kracht, sind 
also die Moralvorstellungen. 

telegraph: Sie wollen die Herrschaft 
der Stärkeren. 

Torsten: Obwohl sie gar nicht zu den 
Stärkeren gehören, sondern eher zu den 
Verlierern, das ist ja das Witzige. 

telegraph: Sie glauben aber, daß sie 
die Starken und die Gewinner werden 
können, wenn sie keinerlei Rücksicht 
nehmen und Schwache auch in der eige- 
nen Gruppe ausnutzen und unterdrücken. 

Torsten: Hinzu kommt dann noch 
dieser Intellektuellenhaß. 

Walter: Den kenne ich auch schon 
seit 25 Jahren. Der war da auch 
schon im Ansatz da. Ich sehe diese 
Wurzeln sehr tief. Jetzt kommt es 
langsam an einen Punkt, an dem 
es der Gesellschaft ein bißchen 
mehr auffällt. Auch der Wider- 
stand gegen das “Schwätzen”, 
die Moralvorstellungen, war 
schon da. Wir haben das 
damals schon gesagt und nie- 
mand hat auf uns gehört und 
langsam kommt es an einen 
Punkt, an dem man nichts 
mehr machen kann. 

telegraph: Ein wesent- 
licher Unterschied besteht 
schon zu der Generation 
vor dieser. Die Generation, 
die vor der Wende rebellierte, 
hatte keine Lust zu arbeiten und sich in 

dieser Art von Gesellschaft einzubringen. 
Die Punks waren auch schon eine Unter- 
schichtrevolte, die Langhaarigen in der 
Zeit davor stammten zum großen Teil aus 
der Mittelschicht. Das waren Leute, die 
die Vorstellungen von Ordnung, Arbeit 
und Sauberkeit ablehnten. Insofern ist 
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diese rechte Jugendbewegung doch eine 
neue Erscheinung. Sie identifizieren sich 
mit den Ordnungsvorstellungen ihrer 
Vätergeneration. 

Käfer: Auf keinen Fall identifizieren 
sie sich mit den Vätern. Die Väter haben 
ihrer Mei- 
nung 
nach 
alles 


Ver- 
saut, deshalb 
ist Deutschland ja 
voll von Ausländern. 

telegraph: Was sich auch 
geändert hat, ist das Solidarisations- 
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vermögen, das es in dem Grade, in dem es 
in der DDR da war, nicht mehr gibt. Es 
gab wenig Fremdgruppen. Es gab natür- 
lich schon einen Unterschied zwischen 
Eisenachern und Berlinern. Auf die Ber- 
liner waren alle nicht allzugut zu spre- 
chen, weil sie so arrogant waren. Zwi- 
schen Eisenachern und Jenensern bei- 
spielsweise gab es aber gar keine Proble- 
me. Man traf sich irgendwo und es gab 
von vornherein Gemeinsamkeiten. Dem- 
gegenüber sind hier die Gruppen in 
wesentlich stärkerem Maße voneinander 
distanziert und hassen sich oft gegensei- 
tig. Auch innerhalb der Gruppen gibt es 
sehr wenig Solidarität, sondern mehr 
Hierarchie und mehr Aggressionen. 
Walter: Da kommst Du auf ein ande- 
res Gebiet, nämlich wie sich Gesellschaft 
geändert hat. Alle hatten damals mitein- 
ander so etwas wie einen Geheimbund. 
Aber auch heute gibt es auch diese 
Geheimbundathmosphäre. Damals gesch- 
ah das auf Grund des äußeren Druckes. 
Die Gesellschaft wollte sich nicht verän- 
dern. Also ging man in die Nische und 
damit in den Widerstand. Das gab einem 
Selbstwertgefühl und das steigerte gleich- 
zeitig die Solidarität. Jetzt haben wir 
diese sogenannte pluralistische Gesell- 
schaft, die anscheinend alles frei läßt, 
überhaupt nicht restriktiv ist. In Wirklich- 
keit ist sie natürlich doch restriktiv, nur so 
geheim, so verdeckt, daß Du immer ins 
Leere läufst. Den Jugendlichen fehlt die 
Widerstandskraft, also müssen sie sich 
das über eine Ideologie und neue 
Geheimbünde verschaffen. Das Objekt 
des Hasses ist austauschbar, das kann 
auch noch mal der Naziopa werden. 
telegraph: Wie ist eigentlich das 
Verhältnis zwischen der spontanen rech- 
ten Jugendbewegung bei den Kids und 
der Organisierung des Ganzen durch 
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rechte Organisationen? 

Torsten: Das Gefühl der Organisiert- 
heit macht ihre Stärke aus. Sie glauben, 
daß sie das im Griff haben und schon 
organisiert sind. 

Kaktus: Das ist die eine Seite. Die 
andere Seite ist, daß die, die schon vor der 
Wende Glatzen waren und jetzt Mitte 
Zwanzig sind, sich jetzt zu festen Grup- 
pen zusammengeschlossen haben. Sie 
prügeln sich nicht mehr in der Öffentlich- 
keit, sondern nur noch, wenn sie gereizt 
werden oder wenn es um eine wichtige 
Sache geht. Das ist die Vorstufe, auf der 
sie bereit sind, sich einer rechten Organi- 
sation anzugliedern. Allerdings schließen 
sie sich offenbar solange nicht an, wie die 
Gruppe stabil ist und eigene Führer hat, 
so erlebe ich das wenigstens bei den Leu- 
ten in Jena-Neulobeda. Wenn die Gruppe 
sehr wackelig ist und die Führer schwach 
sind, treten sie eher in rechte Organisatio- 
nen ein. Zu den Jüngeren kommen die 
rechten Organisationen, meiner Erfah- 
rung nach, gar nicht, weil die noch viel zu 
unüberlegt und radikal sind. 

Walter: Das Jugendproblem wird 
immer scheibchenweise gesehen und nie 
in Zusammenhang. Das Problem muß 
kurzfristig, mittelfrisig und langfristig 
gesehen werden. Kurzfristig heißt, daß 
überlegt werden muß, wie wir überhaupt 
auf die momentane Situation reagieren. 
Und da bewegen wir uns zwischen einem 
Polizeistaat und dem Chaos. Die Frage 
ist, wo wir dazwischen anzusetzen haben 
und da ist Politik gefordert. Mittelfristig 
geht es darum, zu retten, was noch zu ret- 
ten ist. Da muß mit Jugendlichen gearbei- 
tet werden. Das scheitert aber daran, daß 
diese Gesellschaft so gestaltet ist, daß das 
fast nicht möglich ist. Sie ist nicht bereit, 
auf inhaltliche Fragen einzugehen, will 
nur über formale Fragen, über Verwal- 
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tungsfragen, über Feigenblätter und Sta- 
bilisierung reden. Fachleute werden über- 
haupt nicht gehört, haben überhaupt keine 
Möglichkeit. Das heißt, daß das Ganze 
kurz- und mittelfristig zum Scheitern ver- 
urteilt ist, wenn nicht langfristig auf eine 
radıkale Gesellschaftsveränderung, auch i $% En 
im politischen Sinn, hingearbeitet werden SE er! 
kann. Und dafür muß eine Vision da sein. 

Kaktus: Als die Berichte über 
Rostock kamen, hätte ich 
geme manche 
Leute aus dem 
Fernseher gezerrt. 

Da kamen dann 

Sprüche wie: 

“Wir hatten diese Chaoten 
ja schon in Wackersdorf und auf der 
Startbahn West.” Der Ministerprä- 
sident von Mecklenburg meinte, 
Autonome, Rechte und Linke 
hätten die Ausländerwohn- 
heime angegriffen. 

Walter: An einem 
Punkt haben sie recht, 
an einem sehr tieflie- 
genden Punkt. Die 
Krankheit heißt Ich- 
Armut. Du bist ein 
Rädchen, ein Nichts, 
über das verfügt wird. 
Wenn Du dieses Gefühl 
hast, ein Nichts zu sein, 
brauchst Du von irgendwo- 
her Bestätigung. Die einen 
brauchen das dicke Auto, die 
anderen brauchen einen 
Kampfsport, um sich als 
jemand zu fühlen. Wenn 
früher auf dem Dorf jemand 
nicht viel im Kopfe hatte, 
dann mußte er das mit seinen 
Muskeln zeigen. Nur hatte man früher bandes einen Selbstwert, auch wenn 
trotzdem innerhalb eines sozialen Ver man eine auf die Nase bekam. Jetzt gibt 
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es keine Anerkennung durch eine soziale 
Gemeinschaft mehr und das alles läuft ins 
Nichts. Da gibt es Idioten, erwachsene 
Leute, die in den Urwald gehen und 
Überlebenstraining machen. Das ist 
nichts anderes als die Sehnsucht, endlich 
mal wieder jemand zu sein. 

Torsten: Es ist aber doch eine 
berechtigte Sehnsucht. Ich will ja nicht 
nur gelebt werden. 

Walter: Eben, im Ansatz ist das nicht 
falsch. Aber es liegt an einer Gesellschaft, 
die so strukturiert ist, daß da ein paar 
wenige Macht haben, aber eben auch nur 
eine geliehene Identität haben und eigent- 
lich lächerlich sind. Aber eine große 
Masse kann nicht einmal so tun, als ob sie 
etwas wäre. Sie bemühen sich irgendwel- 
che Ersatzbefriedigungen zu schaffen. 

Jolly: Es gibt natürlich einen Haufen 
von Statussymbolen, die man sich kaufen 
kann. Aber das fällt für die Jugendlichen 
auch aus, weil sie kein Geld verdienen. 

Käfer: Also klauen sie sich das. 


Walter: Natürlich, wer am meisten 


klaut, ist dann der Größte. Das ist alles 
der gleiche Grundvorgang. Und alles 
andere, Solidarität und Moral, ist nicht 
möglich ohne Ich-Gefühl. Das habe ich 
damals hier im Rüstzeitenheim gelernt. 
Am Anfang steht immer: Du mußt 
jemand sein, Du brauchst Deine Identität. 
Erst dann kannst Du solidarisch sein, 
kannst Du “Du” sagen. Und erst der, der 
“Du” sagen kann, kann “Wir” sagen. Wer 
“Wir” sagen kann, der kann konfliktfähig 
werden. Erst wenn Du konfliktfähig bist, 
kannst Du die Notwendigkeit von Nor- 
men einsehen. Es wurde in der Jugendar- 
beit immer mit den Normen angesetzt. 
Wir haben gesagt: Das geht nicht, wir 
müssen am Anfang ansetzen. Das Ziel 
sind Normen, die es geben muß im Leben 
zwischen Menschen und Völkern. Aber 
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das ist nicht erreichbar, wenn man da 
ansetzt. Wenn diese Schritte bei den 
Menschen gelungen sind, und manchen 
istes bei uns gelungen, haben sie sich sel- 
ber ihre Normen setzen können. Die 
waren nicht absolut, die wurden ständig 
neu gemacht. Deshalb habe ich 
grundsätzlich jede Hausordnung abge- 
lehnt, obwohl es Leute gab, die eine 
machen wollten. Die Ordnungen, habe 
ich gesagt, müssen im Konflikt entstehen. 
Das war immer unser Grundkonzept. 

telegraph: Nichtsdestoweniger sam- 
meln sich diese rechten Kids natürlich 
auch in Gruppen. Diese Gruppen sind 
aber offenbar keine Folge von Emanzipa- 
tion, von Ich- und Wir-Fähigkeit, wie Du 
sagst, sondern sind eine Notidentität, ein 
Identitätsersatz und deshalb sind sie wohl 
so aggressiv und intolerant und können 
nicht ohne Unterdrückung von eigenen 
Gruppenmitgliedern und anderen beste- 
hen. 

Jolly: Richtig scheint es eben doch 
nicht zu funktionieren. Man sucht ja 
immer noch nach einer größeren Identität, 
“Deutscher” oder so etwas zu sein. 

Kaktus: Eine Gruppe besteht eigent- 
lich so lange, bis sie das Gruppenziel 
erreicht hat. Wenn sie dieses Ziel 
“Deutschland” haben, sind sie relativ 
beständig. Das erlebe ich nur bei den Alt- 
glatzen in Jena-Neulobeda. Die jugendli- 
chen Gruppen haben das so nicht. Die 
zerfallen in der Regel wieder. Sie hauen 
sich gegenseitig aufs Maul oder sie gehen 
zu anderen Gruppen, weil die krimineller 
sind und sie dort mehr Reichtum schef- 
feln können. Die Altglatzen klauen nicht 
und auch die Erpressung von Vietname- 
sen läuft bei ihnen nicht. Die Leute, die 
das angefangen haben, sind rausgeflogen. 
Sie rauchen auch nicht “Fidschi-Zigaret- 
ten”, wenn sie ihnen nicht angeboten wer 
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den. Da sind sie eisern. 

Torsten: Bei uns hängen sie ganz 
groß im Auto--und Motorradgeschäft. 

telegraph: Ich denke, die Ostberliner 
Neonazis erpressen bei den vietnamesi- 
schen Zigarettenhändlern Schutzgelder. 

Torsten: Das ist eben nicht mehr so. 
Es bringt nichts mehr ein. Im Gegenteil, 
soweit ich das mitgekriegt habe, überfal- 


len sie LKW ’s und Geschäfte und belie- 
fern die Vietnamesen. 

Kaktus: Von Leuten, die so etwas 
machen, wollen unsere Altglatzen nichts 
mehr wissen. Das sind für sie Kriminelle. 

Torsten: Die Berliner schaffen auf 
diese Weise “Geld für die Bewegung”. 


Das Gespräch führte W. Rüddenklau 


Im nächsten Heft die Fortsetzung des Gesprächs mit Themen wie: * systemstabili- 
sierende Funktion und Versagen der westdeutschen Sozialarbeit; * Konzept der Offe- 
nen Arbeit; * Lassen sich katastrophale Entwicklungen überhaupt noch vermeiden? 


Nazis drängen in die Sozialarbeit 


Sozialarbeit ist wichtig, so könnte 
man sagen. Erst recht in einer Zeit in der 
für Jugendliche die Zukunft immer unge- 
wisser wird, ohne jede Perspektive. Es 
fragt sich jedoch in welche Richtung die 
Sozialarbeit geht und wer sie macht. 
Ablenkung durch Beschäftigungsthera- 
pie oder aber die Erziehung zu braven 
Staatsbürgern? Oder die Inspiration der 
Individualität und die Entwicklung zur 
selbstdenkenden Persönlichkeit, die sich 
nicht herumschubsen läßt. 

Darüber läßt sich streiten. Es wäre 
jedoch fatal, wenn Streetworker- und 
Sozialarbeit unterwandert und 
mißbraucht wird von Kräften die Haß 
schüren und versuchen, den Geist von 
1933 zu sähen. Und doch geschieht es. 


Zum Beispiel in Cottbus. 

Das einzige von der Stadt großzügig 
finanzierte Projekt ist der sogenannte 
“Jugendhilfe” e.V. Dieses Projekt ver- 
fügt über ein eigenes Vereinshaus mit 
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allem, was man so braucht, inklusive 
Fitnessraum. Vier Streetworker, von der 
Stadt bezahlt, verrichten dort ihren 
Dienst. Zwei davon gelten als “Linke”! 
Die anderen beiden, Andy und Kolli, 
sind bekannte Nazis. Gegen Kolli lief 
bereits ein Verfahren wegen Körperver- 
letzung. In dem Vereinshaus verkehren 
hauptsächlich rechte Jugendliche. Linke 
sind nur ungern gesehen und deshalb nur 
sehr selten dort. Mehrheitlich sind es 
Punks. Im Fitnessraum wurde kunstvoll 
eine Reichskriegsflagge an die Wand 
gemalt. Obwohl es bereits die Anwei- 
sung gibt, diese zu übermalen hat sich 
dahingehend noch nichts getan. Jugend- 
hilfe e.V. ist auch auf dem kulturellen 
Bereich aktiv. Der Sandower Jugen- 
dcelub, ein einschlägiger Neonazitreff- 
punkt von Cottbus wird von Jugendhilfe 
e.V. betrieben und natürlich auch von der 
Stadt finanziert. Im Sandower Club fin- 
den regelmäßige Konzerte mit faschisti- 
schen Bands statt. Bei einem Sommer- 
21 


Es 


camp des Jugendhilfe e.V., an dem auch 
einige Linke teilnahmen, kam es zu einer 
Auseinandersetzung zwischen einem 
Fascho und einem Antifa. In der folgen- 
den Nacht holte einer der “linken” Stre- 
etworker, ein Punk mit dem Spitznamen 
“Abfall”, eben jenen Antifa aus dem Bett 
und schlug ihm zusammen. Andy, einer 
der Fascho-Streetworker stand hinter 
ihm. Der Antifa traute sich nicht sich 
stärker zu wehren, da Andy ihm drohte er 
würde auch von ihm Prügel beziehen. 
Seit dem Camp gibt es in Cottbus die 
Parole “Punks und Skins gegen Antifas”. 


Oder Görlitz. 

Das einzige Jugendprojekt in Görlitz 
ist das Haus der Begegnung. Von der 
Stadt großzügig mit Geldmitteln unter- 
stützt, soll in diesem Projekt rechte und 
linke Jugendliche zusammenkommen. 
Die Realität sieht anders aus. Die zustän- 
dige Streetworker-Frau Petra Habelt, 
kümmert sich ausschließlich um die 
Rechten. Für Linke ist es nicht möglich 
das Haus zu betreten da sie mit gewalt- 
tätigen Übergriffen seitens der Faschos 
rechnen müssen. Mitte 1991 wollte ein 
Redakteur von DT64 dort eine Recher- 
che machen. Er wurde verprügelt und 
weggejagt. 

Die rechte Hand von Petra Habelt ist 
Rene Nierling. Er ging ein Jahr vor der 
Wende nach Augsburg. Vor etwa einein- 
halb Jahren kam er das erste mal zu 
Besuch nach Görlitz. Er hatte stets mas- 
senhaft Propagandamaterial der Nationa- 
len Offensive (NO) bei sich, das er übe- 
rall in der Stadt verteilte. Seit etwa einem 
dreiviertel Jahr ist Nierling wieder fest in 
Görlitz. Er behauptet, daß er von der 
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Stadt als Sozialarbeiter angestellt ist. 
Nach Informationen von Antifas baut 
Nierling eine lokale NO-Zelle auf. Dro- 
hungen aus seinem Munde wie: “Die 
Linken in Görlitz haben bald nichts mehr 
zu lachen!” oder “Görlitz wird bald wie- 
der rechts sein!” sind keine Seltenheit. 


Oder Berlin-Lichtenberg. 

In dem Neubaugebiet Landsberger 
Chaussee (ehemalige Leninalle), Ecke 
Weißenseer Str. (ehem. Ho-Chi-Min- 
Str.) befindet sich der Jugendclub Judith 
Auer. Jedes Wochenende zur Disco-Zeit 
liefern sich dort lokale Nazis und ein- 
schlägig bekannte neofaschistische 
Kader ein Stelldichein. Arnulf-Winfried 
Priem (Votans Volk), Oliver Schweigert 
(FAP-Berlin, NA) sind regelmäßige 
Kundschaft im Auerclub. Der östereichi- 
sche Neonazi und Gefolgsmann von 
Gottfried Küssel, Günther Rheintaler 
(VAPO) ist mehrmals dort gewesen. Alle 
drei sind Kader der Gesinnungsgemein- 
schaft der Neuen Front. Ein weitver- 
zweigtes Netz, das die sich die Wieder- 
zulassung der NSDAP betreibt. 

Für die Clubleiterin ist das kein Pro- 
blem. Sie duldet dies stillschweigend, 
läßt die Nazis machen. 

“Sozialprojekte” als Kader-Reservoi- 
re für faschistische Organisationen, vom 
Staat finanziert - damit ist die Grundidee 
zur völligen Pervertierung gelangt. Hier 
muß schnellstens gehandelt werden um 
dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten. 
Wobei nicht zu erwarten ist, daß die 
zuständigen staatlichen Stellen ohne 
Druck von außen etwas tun werden. 

Bari Geröllheimer 
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“Minderwertiges Leben“ - Das neue/alte Feindbild?! 
Neofaschistischer Terror gegen Behinderte 


Schon sind sie zur Normalität gewor- 
den, die Meldungen über Angriffe von 
Faschisten und Rassisten auf Flüchtlings- 
heime. Man hat sich gewöhnt an Pogrome 
wie ın Hoyerswerda, Rostock oder Wismar. 
Insofern können die Nazis bereits ihren Sieg 
feiern. Sie haben Rückenhalt ın der Bevöl- 
kerung wıe noch nie und die Herrschenden 
schicken sıch an, per Gesetz das durchzu- 
setzen, was die Nazıs fordern - “Ausländer 
Raus!” 

Derweil suchen die Mordbrenner ihre 
nächsten Opfer. 

In Quedlinburg, ım Bundesland Sach- 
sen-Anhalt, werden Behinderte von Nazis 
auf der Straße überfallen, beschimpft und 
zusammengeschlagen. 

In Stendal, überfielen Anfang Septem- 
ber Nazis eine Klasse lernbehinderter Kin- 
der des Reichsbund-Bildungswerkes. Sie 
bedrohten die Lehrerin, schlugen und 
beschimpften die Kinder. Dabei wurden 
zwei Mädchen schwer verletzt. 


Und der Staat schafft per Gerichtsurteil 
Präzedenzfälle. So stellt ein deutsches 
Gericht fest, daß es für normale Deutsche 
eine Zumutung ist, während des Urlaubs 
mit Behinderten am selben Speisetisch zu 
sitzen. Der Klage eines Ehepaars, daß sie in 
der Türkei dies “ertragen mußte”, wurde 
nachgegeben und sie erhielten Dank des 
mitfühlenden Gerichts ein Teil des Urlaubs- 
geldes zurück. 

Stellt sich die Frage, wann die “politi- 
schen Führer” Gesetze zur Lösung des 
“Behindertenproblem” erlassen und geeig- 
nete Lager errichten, in denen dann dieses 
“Problem” untergebracht wird. 

Und dann sind wir nicht mehr weit, 
dann brennen nicht nur Asylheime. Dann 
brennen Behindertenheime, ....Synagogen? 
... Menschen? 

Und die deutsche Volksseele? Steht sie 
auch, wie in Rostock, daneben und applau- 
diert? Bari Geröllheimer 


Ein Spitzel klagt wegen Geheimnisverrats 


Es ist nun soweit. In Leipzig steht am 
28.Oktober ein Mensch vor Gericht, der als 
Mitglied der Aktensichtungsgruppe des Bür- 
gerkomitees den Selbstreinigungsprozeß der 
Kirche vorantreiben wollte. Es ist die Rede 
von Hans-Ulrich Langner. Er ıst Synodaler 
der Sächsischen Landeskirche und hat nach 
der Wende seinem Bischof Hempel die Lei- 
pziger Pfarrer genannt, die zweifelsfrei für 
den Staatssicherheitsdienst gearbeitet haben, 
gemeinsam mit Ablichtungen der mehrseiti- 
gen Karteikarten. Danach geschah viele 
Monate erst mal nichts Wesentliches. Nach- 
dem die MfS-Kaderakte eines dieser Spitzel, 
Ernst-Otto Drephal (IM-Friedrich) , als nicht 
ordinierter Theologe ım Leipziger Jugend- 
pfarramt beschäftigt, ın dem Buch “Pfarrer, 
Christen, Katholiken” veröffentlicht wurde, 
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segelte Hans-Ulrich Langner eine Anzeige 
ins Haus. Wegen -$-13, Abs. 1,Nr. 2 des 
Stasi-Unterlagengesetzes der DDR (verkün- 
det von der Volkskammer am 25.8.1990) 
wird ihm nun der Prozeß gemacht. Im -ß- 13 
ist die Rede vom Verrat persönlicher ver- 
traulicher Daten - was das ist, wird der Klä- 
ger als langjähriger Mitarbeiter des MfS ja 
gut kennen. Dienstliche Konsequenzen muß 
Drephal trotz aufgetauchter Personalakte 
nicht fürchten, nachdem er jahrelang vor der 
Wende den Thomanerchor theologisch 
begleitete, unterrichtet er seit September 92 
an 12 Leipziger Schulen Religion und Ethik. 

Der Prozeß findet am 28. Oktober um 
11. 30 Uhr im Kreisgericht Leipzig-Stadt, 
Bernhard-Göring-Str. 64, statt. 

Roland Braukmann, Leipzig 
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"HORCH und GUCK" 

ist die seit Mai 1992 alle zwei Monate 
erscheinende Zeitschrift des Bürgerkomitees 
"15. Januar" Berlin ; 


"HORCH und GUCK" 

beschäftigt sich mit der Aufarbeitung der Stasi- 
Vergangenheit und der DDR - Geschichte 
sowie mit aktuellen Problemen, die im 
Zusammenhang Mit der Bürgerbewegung 
stehen ; 


"HORCH und GUCK" 
legt größten Wert auf pluralistischen Meinungs- 


streit und Toleranz im Umgang Miteinander ; 


"HORCH und GUCK" 

kann man in Einzelexemplaren erwerben 
(Einsendung von 3.- DM in Briefmarken an das 
Büro Haus der Demokratie, Friedrichstraße 165, 
Raum 112, © -1020 Berlin) oder abonnieren, 
indem man 8.- DM (für die nächsten 4 Hefte) 
oder 15.- DM (für die nächsten 8 Hefte) auf das 
Konto des Bürgerkomitees 37101818 bei der 
Berliner Volksbank (BLZ: 10090000) überweist 
und auf dem Uberweisungsabschnitt seine 
Anschrift sowie die Heftnummer, mit der das 
Abonnement beginnen soll, angibt (also "ab 
Heft 4" oder "ab Heft 8" usw.). 
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Michael Beleites: 


Offener Brief an die Vorstandsmitglieder des 
Forums zur Aufklärung und Erneuerung 


Ein ungutes Gefühl hatte ich von 
Anfang an. “Du mußt mit für den Vor- 
stand kandidieren”, sagte Friedrich 
Schorlemmer zu mir auf der Leipziger 
Gründungsveranstaltung am 22. März 
dieses Jahres. Warum sollte ich nein 
sagen? Schließlich ging es um eine wich- 
tige Sache: die Aufklärung und öffentli- 
che Benennung von Schuld und Schuldi- 
gen aus der DDR-Zeit, die mit strafrecht- 
lichen Mitteln nicht zu fassen sind. Mit 
der Vorgeschichte hatte ich mich nicht 
näher beschäftigt, hatte von der “Tribu- 
nal”-Diskussion nur vom Hörensagen 
etwas mitbekommen. Ich wußte, daß die 
ursprünglichen Aufrufe von Wolfgang 
Thierse und Friedrich Schorlemmer zu 
einem Tribunal von vielen abgelehnt 
worden waren, weil niemand sich vorstel- 
len konnte, durch wen ein Gremium legi- 
timiert werden kann, das moralische 
Urteile fällt. Nun hatte man alles ein 
bißchen tiefer gehängt, nannte das Vorha- 
ben nicht mehr “Tribunal”, sondern 
“Forum zur Aufklärung und Erneuerung” 
und hatte ein Konzeption für eine großan- 
gelegte Form der Aufklärung und Schuld- 
benennung ohne Tribunalscharakter - 
dachte ich. 

Plötzlich wurde ich gewählt und 
war Vorstandsmitglied. Dann die Presse- 
konferenz nach der Wahl: Ich wollte erst- 
mal abwarten, wie die anderen Ziel und 
Weg des Forums beschreiben, bevor ich 
etwas sagte. Doch keiner konnte das Pro- 
jekt auch nur annähernd konkretisieren. 
Die Statements waren rhetorisch mehr 
oder weniger gut, doch inhaltlich kamen 
alle ins Schwimmen. Ich wollte plötzlich 
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aus dem Boot aussteigen, doch dieser 
Moment war dafür ausgesprochen unge- 
eignet. Als ich dann als letzter dran war, 
hatte ich schon Mühe, das Boot noch 
irgendwo entlang zu rudern, wo nicht 
schon meine Vorruderer ihre Wellen 
gemacht hatten. Die Antwort lag in der 
Luft: Wenn man ein Tribunal nicht 
machen will und kann, sondern es ledig- 
lich um die Analyse und öffentliche Dar- 
stellung von DDR-Vergangenheit geht, 
braucht man auch keinen derartigen Ver- 
ein zu gründen. Zumindestens so lange 
nicht, wie man nicht sagen kann, warum 
die Aufklärung der DDR-Vergangenheit 
mit dem Verein besser gehen soll als ohne 
ihn. Genau das konnten wir nicht - und 
wir können es bis heute nicht. So bekam 
ich gleich nach der Gründung das Gefühl, 
einen Schlag ins Wasser getan zu haben. 

Als eine Idee, die ganz schnell 
größte Resonanz in der Öffentlichkeit 
ausgelöst hatte, sich als nicht durchführ- 
bar erwies, hatte man offenbar nicht den 
Mut, das so zu sagen. Man verzichtete auf 
das Wort Tribunal und gründete das 
Forum. Inzwischen habe ich den Ein- 
druck, daß die Forum-Gründung nur noch 
eine Verlegenheits-Geste war. Die große 
Resonanz war solange da, wie ein “Tribu- 
nal” im Gespräch war, das in der Öffent- 
lichkeit als eine Art Gerichtsverfahren 
verstanden wurde, bei dem zum Schluß 
statt einer Festsetzung von Strafen mora- 
lische Urteile gesprochen werden. Dann 
nach der Gründung des “Forums zur Auf- 
klärung und Erneuerung” war das öffent- 
liche Interesse schlagartig weg. 

Mein Interesse ließ auch schnell 
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nach, doch das lag vor allem daran, daß 
von niemand ein konzeptioneller Vor- 
schlag kam, der die Arbeitsweise des 
Forums von der bestehender Initiativen 
und Formen der Vergangenheitsaufarbei- 
tung irgendwie abgehoben hätte. Jetzt 
wird es so dahinplätschern, solange bis 
dieser an sich wichtige Ansatz zur Auf- 
klärung von DDR-Unrecht vollends zur 
Lächerlichkeit verkommt. Die für Anfang 
Oktober geplante “Fachkonferenz” in 
Leipzig ist denn im Wesentlichen auch 
nichts anderes, als irgendeine Tagung, 
z.B. der Evangelischen Akademie, zum 
Thema DDR - nur mit dem Unterschied, 
daß dort wenigstens Referenten eingela- 
den werden. 

Anfangs dachte ich, ich könnte mit 
meinen Erfahrungen dazu beitragen, eine 
geeignete Form für das Forum zu finden. 
Schließlich hatte ich ja die Aufarbeitung 
meines eigenen Falls in gewisser Weise 
als ein Tribunal ohne Tribunalsforum 
gestaltet. Ich hatte meine Akten und die 
entsprechenden Stasi-Befehle und -Richt- 
linien ausgewertet und habe dann die 
Drahtzieher meiner Verfolgung aufge- 
sucht. In meinem Buch*, in dem ich diese 
Dokumente meinen parallel entstandenen 
Aufzeichnungen gegenübergestellt und 
die verschiedenen Begebenheiten 
geschildert habe, ließ ich dann in dem 
Kapitel “Die Beteiligten - Betrachtungen 
danach” die verschiedenen Akteure selbst 
zu Wort kommen. Ebenso wie Mitbetrof- 
fene haben auch die für meinen Fall 
zuständigen Stasi-Offiziere und Stasi- 
Helfer Beiträge geschrieben. Die Täter 
haben zu den von ihnen verfaßten Stasi- 
Dokumenten nun ihre eigenen Stellun- 
gnahmen aus heutiger Sicht hinzugefügt. 
Diese Form der Aufarbeitung hatte ich 
gewählt, um einen Weg aufzuzeigen, wie 
beide Seiten aufrechten Ganges aus dem 
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Konflikt herausgehen können, ohne dabei 
irgend etwas von dem geschehenen 
Unrecht zu verschleiern oder zu beschö- 
nigen; und um deutlich zu machen, daß es 
sich nicht um einen abstrakten Konflikt 
zwischen System und Opposition handel- 
te, sondern auf beiden Seiten - und zwi- 
schen beiden Seiten - Menschen standen. 

Gerade diese Erfahrungen haben mir 
vor Augen geführt, daß die - wenn auch 
noch verschwommenen - Ziele des 
Forums durch dieses Forum nicht zu 
erreichen sind; und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1. Ein Opfer-Täter-Gespräch kann nur 
dann wirklich ernsthaft sein, wenn es 
nicht in der Öffentlichkeit geführt wird. 
Die Stasi-Leute, mit denen ich gespro- 
chen habe, haben mir unter vier Augen 
wesentlich mehr gesagt - und bekannt -, 
als sie dann aufgeschrieben haben. Wenn 
diese Gespräche nicht gewesen wären, 
hätten sie sich wohl überhaupt nicht 
öffentlich geäußert. 

Für das Forum kann es allerdings auf 
keinen Fall in Frage kommen, mit den 
Verantwortlichen für die politische Ver- 
folgung in der DDR hinter verschlosse- 
nen Türen zu reden. 

2. Nur ein Teil der Täter ist überhaupt 
dazu bereit, ehrlich über die eigene politi- 
sche Vergangenheit zu sprechen. In mei- 
nem Buch habe ich die Nach-Wende- 
Karrieren der an meiner Verfolgung 
beteiligten Stasi-Mitarbeiter und -Helfer 
zwei Jahre nach der “Wende” aufgeführt. 
Es stellte sich heraus, daß nur solche zu 
einem ehrlichen Gespräch bereit sind, die 
heute nicht mehr auf gehobenen Posten 
sitzen, und von denen auch nicht alle. 

Ein öffentliches Forum, das sich nur 
die Gesprächsbereiten vornimmt, wäre 
ungerecht: die Einsichtigen würden kom- 
men, um sich den Stempel “Unmensch” 
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Brandes & Apsel Verlag 


Michael Beleites 
Altlast Wismut 


Ausnahmezustand, Umweltkatastrophe 
und das Sanierungsproblem im deutschen Uranbergbau 


Vorwort von Arnold Vaatz 


176 S., Paperback mit fünfzig Fotos und drei Karten, 
ISBN 3-860099- 104-3 


»Die wohl größten Atommülldeponien der Welt befinden sich 
in Sachsen und Thüringen — und zwar unter freiem Himmel 
und auf nicht abgedichtetem Untergrund.« Mit diesen Wor- 
ten beginnt Beleites sein Buch über den deutschen Uranberg- 
bau und benennt damit einen Skandal, den er auch mit seinen 
seit 1983 — z.T. mit versteckter Kamera — aufgenommenen 
Fotos auf eindrucksvolle Weise belegt. 


Es geht um Hunderttausende, die in über vier Jahrzehnten im 
ostdeutschen Uranbergbau der SDAG Wismut ihre Gesund- 
heit ruiniert haben, es geht um die radioaktive Verseuchung 
einer ganzen Region im vereinigten Deutschland, es geht um 
die moralischen Altlasten des Atomstaates im SED-Staat, und 
es geht um eine kaum zu bewältigende Sanierung, deren Aus- 
maße bis heute in ihrem Umfang und in ihren Kosten unter- 


schätzt werden. 
h die a _— 


N 


Brandes & Apsel Verlag 
Zeilweg 20 
W-6000 Frankfurt a. M. 50 
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abzuholen, die Uneinsichtigen dürften 
sich zu Hause am Fernseher ins (Arbeiter- 
)Fäustchen lachen. Der Zweck des 
Forums, ein Schuldbewußtsein zu vermit- 
teln, würde nur bei denen erreicht, die 
schon eins haben. 

3, Man kann den Tätern nur dann 
gegenübertreten, wenn man sich über ihre 
Taten so gut informiert hat, daß sie einen 
nicht mehr belügen können. Allein für die 
Aufklärung meines relativ überschauba- 
ren und abgrenzbaren Falls habe ich meh- 
rere Monate recherchieren müssen, um in 
die Lage zu kommen, daß mich die Täter 
nicht mehr belügen können, ohne daß ich 
es merke. 

Das Forum hat sich aber vorgenom- 
men, sich zuerst die Hauptverantwortli- 
chen des DDR-Repressionssystems VOT- 
zunehmen. Um ein solches Verfahren 
nicht zur Peinlichkeit werden zu lassen 
wäre es notwendig, mindestens ebenso 
umfangreiche Ermittlungen zu führen wie 
die Arbeitsgruppe Regierungskriminalität 
bei der Berliner Staatsanwaltschaft. Das 
bedeutet, das Forum müßte noch mehr 
“Ermittler” haben und die müßten mit 
ebensolchen Befugnissen ausgestattet 
sein. Anderenfalls müßten ziemlich viele 
Journalisten und Historiker eine beträcht- 
liche Zeit nur für das Forum arbeiten. 
Beides ist unter den gegebenen Bedin- 
gungen nicht vorstellbar. 

4. Es wird nur dann eine konkrete 
Aufarbeitung geben, wenn nicht irgend- 
welche Täter irgendwelchen Opfern 
gegenübergestellt werden (wie z.B. im 
Museum am Checkpoint Charlie, wo 
Stasi-Leute dafür bezahlt werden, daß sie 
sich routinemäßig pauschal entschuldigen 
und individuell rechtfertigen), sondern 
die Verfolger den Verfolgten gegenüber- 
gestellt werden, deren Verfolgung sie 
konkret veranlaßt, organisiert und ausge- 
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fiihrt haben. In meinem Fall hatte ich den 
Eindruck, daß “meine” Stasi-Leute nur 
deshalb zum Gespräch bereit waren und 
zum Teil ihre Schuld bekannt haben, weil 
nicht irgend jemand kam, sondern einer, 
den sie jahrelang “bearbeitet” hatten. 
Außerdem glaube ich nicht, daß ein ande- 
rer ebenso intensiv in meine Akten hinein 
sehen würde wie ich selbst (genauso wie 
ich in den Akten über andere längst nicht 
so viel sehen wollte - und könnte), ja 
viele Zusammenhänge in meinen Akten 
waren nur durch mich selbst zu ent- 
schlüsseln, weil ich nun mal am besten 
weiß, worauf sich die Dinge beziehen, 
z.B. wann ich mit wem wo war. 

Das Forum will zuerst an die Haupt- 
verantwortlichen, d.h. Politbüro-Mitglie- 
der und SED-Bezirkschefs (soweit noch 
vorhanden) heran. Hier war zwar das 
Zentrum und der Ausgangspunkt des 
Repressionssystems, doch es wird nur 
wenig politisch Verfolgte geben, die die 
Geschichte ihres individuellen Falls bis 
hin zum Politbüro verfolgen können. Die 
meisten “Fälle” wurden auf unterer 
Ebene organisiert - natürlich als Folge 
der Repressionspolitik der SED-Spitze. 
Die Betroffenen werden, wenn sie es 
wollen (und an die Akten herankom- 
men), auch von sich aus zu ihrer eigenen 
Geschichte recherchieren und dann selbst 
entscheiden, ob sie mit irgendeinem der 
Täter daraufhin reden wollen oder nicht. 
Eine gründliche Aufarbeitung solcher 
Fälle werden nur solche Betroffenen 
unternehmen (können), die ausreichend 
dazu motiviert sind, dafür die nötige 
Kraft zu investieren. Und diese haben 
soviel Kraft, daß sie dafür kein “Forum” 
brauchen. Auch die Aufarbeitung von 
nicht individuellen und sogar regional 
ausgedehnten Repressionsfällen ist von 
regionalen Gruppen ohne “Dachorgani- 
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satıon” zu leisten. 

Ich komme also zu der Einsicht, daß 
ein so groß angelegtes Unternehmen nur 
für die Auseinandersetzung mit den 
Hauptverantwortlichen, also mit den Spit- 
zen von SED, Stasi und Regierung, 
gebraucht würde. Diese Leute sollten 
allerdings vor ein richtiges Tribunal, und 
zwar vor eins, das diesen Aufgaben 
gewachsen ist. Das Forum würde sich da 
hoffnungslos überheben. Denn erstens 
kann es nicht die nötigen Ermittlungen 
leisten und zweitens bedarf es einer ande- 
ren Entstehungsgeschichte, um für das 
Formulieren von moralischen Urteilen 
wirklich legitimiert zu sein. Um dem 
Vorwurf der Befangenheit zu entgehen, 
bin ich für ein international zusammenge- 
setztes Tribunal, bei denen die Opfer der 
Beschuldigten nicht nur als Zeugen, son- 
dern auch als Berater und als Ermittler 


auftreten, aber eben nicht als Richter. _ 


Man sollte wahrscheinlich gleich die Bil- 
dung eines internationalen Gerichtshofes 
anstreben, wie sie jetzt von Reinhard 
Merkel in der “Zeit” vorgeschlagen 
wurde. 

Die Gründung des “Forums” zur Auf- 
klärung und Erneuerung” war wohl nicht 
nur eine Verlegenheitsgeste, sondern 
auch eine Totgeburt. Oder war die 
Forum-Gründung von vornherein nur 
dazu da, die große Idee des Tribunals 
möglichst geräuschlos aber würdevoll in 
der Versenkung verschwinden zu lassen? 
Zumindest stellt sich nun die Frage: Wie 
lange soll man das Totgeborene beatmen? 
Ich glaube, daß das Weiterbestehen eines 
so ineffizienten Forums der von uns allen 
gewollten Aufklärung von DDR -Unrecht 
schadet. Denn so entsteht der Eindruck, 
daß etwas passiert, wo in Wirklichkeit 
nichts passiert. Das Forum zieht einen 
Teil des ohnehin geringen Potentials 
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derer, die sich engagiert für eine Auf- 
klärung der DDR-Vergangenheit einset- 
zen, ın eine Sackgasse, und das bedeutet, 
es behindert das notwendige Suchen und 
Bahnen eines gangbaren Weges... 
Michael Beleites 
Berlin, den 1. September 1992 


* Michael Beleites: Untergrund - Ein 
Konflikt mit der Stasi in der Uran-Pro- 
vinz. BasisDruck Verlag, Berlin 1991 


Oktober 1992: Die ami präsentiert 
ihr neues Themenheft: 


Militärische 
Intervention 


Mit Beiträgen von Oliver Meier zur 
Out-of-Area-Debatte * H. Trento 
Hugler zu "humanitären* Interventio- 
nen * Martin Butcher zu Interven- 
tionsstrategien der NATO * Wolf- 
Dieter Narr zu UNO-Kriegen * Vol- 
ker Böge zu "Oko"-Eingreiftrtuppen 
* Randolph Nikutta zur interventio- 
nistischen Außenpolitik Frankreichs 
* Andreas Buro zu Gegenstrate- 
gien der Friedensbewegung * 
Bernd Ladwig mit einer Kritik an 
Friedensforschern * 


Jahresabo: DM 40,00 (incl. Porto: 
zwölf Ausgaben davon drei The- 
menhefte); Normalheft DM 3,00; 
Themenheft: DM 4,50; Probeheft 
gratis. Bezug: 


antimilitarismus _Eißholzstr.11 
information 1000 Berlin 30 
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Neues Verfassungsschutzgesetz in Berlin 


Erst kürzlich beglückte der Senat von 
Berlin die Bürger der Möchtegernhaupt- 
stadt mit einem neuen Polizeigesetz, das 
angeblich nur zur Bekämpfung des orga- 
nisiertten Verbrechens dienen soll, 
tatsächlich aber der polizeilichen Willkür 


ten Lebens” ermöglichte 
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Reklameplakat der deutschen IBM-Tochter Hollerith, die 
ab 1933 für die Nazis die Datenverarbeitungssysteme baute, die 
erst die restlose Erfassung und Vernichtung des "lebensunwer- 


Tür und Tor öffnet und die Grundrechte 
der BürgerInnen weiter einschränkt. Nun 
kommt eine neue Zumutung auf die Ber- 
liner zu. Die Regierungspartei CDUSPD 
bringt ein neues Gesetz für das Landes- 
amt für Verfassungsschutz ein. Offen- 
sichtlich damit darüber keine überflüssige 
öffentliche Diskus- 
sion entsteht, soll 
Gesetz ohne 
öffentliche 
Anhörung der Fach- 
ausschüsse durch- 
gepowert werden. 
Der Koaliti- 
onsentwurf lehnt 
sich an das Bundes- 
verfassungsschutz- 
gesetz an. Vorhan- 
dene gemäßigtere 
Gesetze oder Ent- 
würfe aus anderen 
Bundesländern wer- 
den außer Acht 
gelassen, z.B. das 
Verfassungsschutz- 
gesetz von Schles- 
wig-Holstein oder 


®W die Entwürfe aus 


Niedersachsen und 
Brandenburg. 

Das Gesetz 
stellt eine Liste von 
Schutzgütern auf, 
die Grundfesten der 
freiheitlich-demo- 
kratischen Grund- 
ordnung seien. 
Organisationen, 
Personenzusam- 
menschlüsse und 
Personen, die diese 
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beseitigen wollen, werden für das Lan- 
desamt zur Beobachtung freigegeben. 
Das trifft natürlich auch jeden, der bei- 
spielsweise bezweifelt, daß die gegen- 
wärtige repräsentative Demokratie das 
Höchstmaß an Selbstbestimmungsmög- 
lichkeiten für die Bevölkerung ist oder 
etwa die verfassungsmäßige Partei 
CDUSPD für eine mafiose Organisation 
hält. Das Landesamt erhält auch die 
Befugnis, Kinder und Jugendliche zu 
beobachten und personenbezogene Infor- 
mation über sie in Akten und bei über 16- 
jährigen auch in Dateien zu speichern. 
Demgegenüber betont der Pressedienst 
von Bündnis 90/Grüne und UFV richtig: 
“Da Kinder und Jugendliche in ihren Hal- 
tungen und Meinungen noch nicht gefe- 
stigt sind, gehört es zu der jugendtypi- 
schen Verhaltensweise, extreme politi- 
sche Meinungen ebenso wie anderes aus- 
zuprobieren. Der Gesetzgeber trägt dem 
Rechnung, indem sie erst ab 18 volljährig 
sind - mit allen rechtlichen und politi- 
schen Konsequenzen.” Die Zeiten, in 
denen unter Schulbänken und in Schultoi- 
letten herumgeschnüffelt wurde, sollten 
jetzt wirklich zu Ende sein! 

Der Koalitionsentwurf zählt 
weder abschließend die zulässigen nach- 
richtendienstlichen Mittel des Landesam- 
tes auf, noch ist deren Einsatz an beson- 
dere Bedingungen geknüpft. Das Nähere 
soll in einer geheimen Dienstvorschrift 
geregelt werden. Nachrichtendienstliche 
Mittel sind auch möglich, um Quellen in 
Gruppen usw. zu erschließen. Damit sind 
natürlich alle möglichen Erpressungen 
oder grotesken Straftaten wie z.B. ein 
neues Celler Loch legitimiert. Zudem hat 
das Landesamt nicht die Pflicht, ihm 
bekannt gewordene Straftaten den Straf- 
verfolgungsbehörden mitzuteilen, wird 
also geradezu dazu eingeladen, seine 
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Informationen auf kriminelle Weise zu 
beschaffen. 

In -$: 17 des Gesetzes wird 
sodann angedeutet, daß das Landesamt 
sich an NADIS beteiligt, eine Datenbank, 
von der seit Ende der 70iger Jahre 
bekannt ist, daß sie 3 Millionen Perso- 
nendatensätze enthält. Welche Datensät- 
ze in diese Datenbank weitergegeben 
werden, wird in keiner Weise vom Gesetz 
festgelegt. Da werden wir nach dem Ende 
der BRD in der Gauck-Behörde wohl 
wieder viel zu lesen haben. 

Eine Erklärung des Neuen 
Forums Berlin und seiner Abgeordneten- 
gruppe, des Republikanischen Anwältin- 
nen- und Anwältevereins, der Humanisti- 
schen Union, von Grünen und AL und der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne (AL) und 
UFV wendet sich in scharfer Form gegen 
die Gesetzesvorlage. Die Fraktion Bünd- 
nis 90/Grüne (AL) und UFV hat, um “das 
tagespolitisch Durchsetzbare” zu leisten, 
einen eigenen Gegenentwurf vorgelegt. 

W. Rüddenklau 


Radio von unten 


Das alternative Medienmagazin 
48 Seiten monatlich 
Probeexemplar DM 5,— 


Jahrosabo 49,— DM 


Verlag Rainer Pinkau 


Weender Straße 30, 3400 Göttingen 1 
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Sinti in der DDR 


Vorabdruck aus einem Buch von Reimar Gilsenbach 


Adorno hat ein für allemal gesagt, daß der Antisemit nicht durch Widerlegung sei- 
ner Argumentation bekehrt werden kann, sondern nur durch Aufarbeitung seiner eige- 
nen Probleme. Trotzdem halten wir es in einer Zeit, in der bösartige Verleumdungen 
über Fremdgruppen wie Schmeißfliegen durch die Luft fliegen, für unsere Pflicht, den 
Lesern sachliche Informationen über die Angegriffenen zu liefern. Wie es bei uns 
üblich ist, wollen wir dabei den Bogen zwischen der entsprechenden Entwicklung in 
der DDR und den heutigen Zuständen zeigen. Am günstigsten erschien uns dafür ein 
Stück aus einem demnächst erscheinenden Buch des Vorkämpfers der Sinti-Bewegung 
in der DDR, Reimar Gilsenbach (ohne hier seine Verdienste für das Entstehen einer 
unabhängigen Umweltbewegung in unserem Land zu vergessen - er ist einer dieser 
erstaunlichen alten Männer). Das Buch heißt “Oh Django, sing deinen Zorn/ Sinti und 
Roma in Deutschland” und erscheint etwa im Dezember des Jahres im BasisDruck- 
Verlag, ISBN 3-86163-054-0. 

Im Gebiet Ostdeutschlands dürften sich vor Beginn der Deportationen in Vernich- 
tungslager der Nazis etwa 5000 Sinti und einige hundert Romungri aufgehalten haben. 
Gilsenbach vermutet, daß etwa 600 den Holocaust überlebt haben. Die wenigen 
Romungri sind, soweit sie Anschluß an Sinti-Familien fanden, integriert worden. Im 
Gebiet der ehemaligen DDR gab es daher eigentlich nur Sintis, keine Roma. Infolge 
der Repressionen der DDR-Obrigkeit gegen “Asoziale” und fahrende Leute wanderten 
viele Sinti aus und zum Schluß gab es nur noch etwa 200 bis 300. Zur Vorgeschichte 
der Roma demnächst im “telegraph”. 


Meine erste Bekanntschaft mit Sinti 
machte ich vor fast drei Jahrzehnten, mit 
Zigeunern, wie ich damals sagte, denn ich 
wußte es nicht besser. Die Sintiza Adel- 
heid Döge aus Leipzig hatte im Januar 
1965 einen Leserbrief an die “Wochen- 
post”* gerichtet, einen traurigen, ja ver- 
zweifelten Brief: “Wir sind vergessen, 
niemand weiß von unseren Toten in Aus- 
chwitz, auch die Wochenpost schweigt”. 
Ich schrieb damals gelegentlich für das 
Blatt, wie ich es heute noch tue. Der stell- 
vertretende Chefredakteur zeigte mir den 
Brief und fragte mich: „Ist das was für 
dich?” 

Als junger Journalist hatte ich gern 
Reportagen geschrieben, dieses ureigene 
Genre der Zeitungskunst. Zunehmende 
Repressionen, die einen DDR-Reporter 
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immer dann, wenn es lebensnah und 
wichtig wurde zwangen, den Selbstzensor 
im eigenem Schädel einzuschalten, hatten 
mir diese Liebe vermiest. Ich hatte mir 
geschworen: Nie wieder eine Reportage, 
wenn ich eine behördliche Genehmigung 
dafür brauche oder auch nur den Passier- 
schein eines Pförtners! Aber Zigeunerin? 
Ja, das mußte gehen. Ich fuhr zu Adelheid 
Döge. Nach dem Gespräch mit ihr wußte 
ich: Das ist ein Thema. Nur: Sie lebt 
allein, vereinsamt, allein mit ihrer Erinne- 
rung an die Toten in Auschwitz. Wer 
konnte mir sagen, wo ich Zigeuner fand? 

Ich fragte meinen Friseur. Er 
schwatzte täglich mit seinen Kunden und 
weiß so manches, was selbst die Stasi 
nicht herausfinden konnte. “Mein Gott, 
Zigeuner?” seufzte der Lockenkünstler. 


telegraph 10/92 


r 


“Können Sie mich nichts leichteres fra- 
gen?” Plötzlich ging ein Aha-doch über 
sein Antlitz: “Alt-Friedrichsfelde! Da 
müßten Sie mal herumhorchen.” 

Und wirklich, es stimmte. Die ersten 
Passanten, die ich anredete, zeigten mir 
zwar den Piep, aber beim ich weiß nicht 
wievielten Mal klappte es. Das legendäre 
alte Mütterchen. Sie trug ein Netz, in dem 
sie Flaschen sammelte - sah mich erstaunt 
an und brabbelte: “Steinbach. Irgendwo. 
Ja, in einem der Häuser. So, so, hier 
herum. Zwei Frauen.” 

Berliner Mietskaserne. Klos auf der 
halben Treppe. Geruch nach Bohner- 
wachs und sehr altem Haus. Im dritten 
Stock ein Türschild: Agnes Steinbach. 
Ich klingelte zaghaft. Schritte hinter der 
Tür: “Wer ist denn da?” Die Stimme der 
Frau, die du nicht siehst, nicht kennst. 
Darauf war ich nicht vorbereitet. Irgend 
etwas mußte ich jetzt sagen. Also: “Ich 
suche Zigeuner. Sind Sie eine Zigeune- 
rin?” 

Keine Antwort. In meiner Unwissen- 
heit hatte ich das Dümmste gesagt, was 
ich hätte sagen können. Ich redete und 
redete. Schweigen. Ich hatte die Schritte 
sich nicht entfernen gehört. Also mußte 
die Frau noch anwesend sein. Eine Hand- 
breit von mir entfernt, unsichtbar, unhör- 
bar. Ein Mißverständnis verschaffte mir 
Zutritt: Die Sintiza, da ich immer wieder 
sagte, ich suche Zigeuner, nahm an, ich 
käme von der DEFA und wolle sie als 
Komparsin anwerben. Sie hatte nämlich 
in dem Film “Drei Patronenhülsen” mit- 
gewirkt, und da sie einer erneuten Mugge 
als Kleindarstellerin nicht abgeneigt war, 
öffnete sie schließlich die Tür. 

Dies war meine erste Begegnung mit 
“Zigeunern”. Agnes Steinbach und ihre 
Tochter- seit drei Jahrzehnten kenne ich 
sie nun. Als ich sie damals fragte, ob 
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Zigeuner eine eigene Sprache sprechen, 
stellten sich beide Frauen unwissend. Die 
Sinti mögen es nicht, wenn ein Gad- 
scho** sie ausfragt, ihre Sprache dürfen 
sie niemanden verraten. Ihr Mißtrauen 
läßt sie in jedem, der all zu aufdringlich 
ist, einen “Rassenforscher” vermuten, 
und so einer war für sie im Tausendjähri- 
gen Reich Hitlers eine tödliche Gefahr. 

Die Reportage für die “Wochenpost” 
hatte ich zwar geschrieben, aber sie ist nie 
gedruckt worden. Das Thema “Zigeuner” 
war in der DDR tabuisiert. Hinzu kam, 
daß die Sinti mir sagten: “Wir wollen 
nicht, daß jemand über uns schreibt.” 
Was nur sie angeht, machen sie unter sich 
aus. In ihre Sitten, ihre Sprache, ihre eige- 
nen Angelegenheiten hat sich niemand zu 
mischen. Dies habe ich respektiert. Nur 
so konnte ich über Jahrzehnte hinweg 
Umgang mit Sintifamilien haben. 

Sitten sind keine erstarrte Lava, sie 
wandeln sich, wenn auch nur langsam. 
Wir leben in einer Welt der Informatio- 
nen, der Medien, der Parlamente, der 
Interessenvertretungen, der Öffentlich- 
keit. Eine Minderheit, die sich abschließt, 
kann ihre Rechte nicht verteidigen, sich 
nicht gegen Benachteiligung wehren. 
Auch Sinti und Roma beginnen, das zu 
erkennen. Sie bilden ihre eigene Bürger- 
rechtsbewegungen, sie mischen sich in 
die Politik ein. Wer ihnen helfen will, 
hüte sich, ihnen besserwisserisch hinein- 
zureden! 

Schon nach der ersten Gesprächen 
mit Agnes Steinbach und anderen Sinti 
war ich erschüttert über die Schwierigkei- 
ten und das Unrecht, denen sie ausgesetzt 
sind. Was mir besonders nahe ging: Viele 
von ihnen, die während der Nazizeit 
schlimmste Verfolgungen erlitten hatten, 
waren nicht als Verfolgte des Naziregi- 
mes anerkannt. Das empörte mich, und 
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ich sagte es eines Tages in einem öffent- 
lichen Vortrag. Eine Denunziation war 
die Folge. Ich wurde zum Komitee der 
Antifaschistischen Widerstandskämpfer 
bestellt und mußte den Vorwurf hören: 
“Selbstredend haben wir jeden verfolgten 
Zigeuner anerkannt. Wir verbitten uns, 
daß du die DDR verleumdest.” 

Meine Gegenrede: “Ich bring euch 
die nicht als Verfolgte anerkannten Ver- 
folgten, und ihr erkennt sie dann an.” So 
geschah es. Ich - ohne Amt, ohne Befug- 
nis - half vielen Sinti, zwanzig Jahre nach 
dem Untergang des Nazistaates ihre 
Anerkennung als Verfolgte des Naziregi- 
mes zu betreiben. Einen fand ich, der mir 
beistand und der Einfluß hatte: Willy 
Kling, Kommunist, Widerstandskämpfer, 
angestellt im höchsten Parteiapparat. Er 
kannte die Alten, die ihr Leben gewagt 
hatten, die KZler und Knastler von einst, 
telefonierte, schrieb: “Lieber Genosse D., 
wir können jetzt nicht länger warten, es 
gibt sowieso keine Entschuldigung, daß 
die Menschen nicht anerkannt wurden, 
als sie sich vor ein paar Jahren meldeten. 
Wie war das möglich?” 

Ich machte Tonbandaufnahmen mit 
abgewiesenen Sinti, riet ihnen, neue 
Anträge zu formulieren. So wurde ich mit 
ihren schlimmen Schicksalen bekannt, 
gewann ihr Vertrauen, lernte, ihre Rechte 
gegenüber Behörden zu verteidigen. Als 
freischaffender Schriftsteller hatte ich 
zwei Vorteile: Ich hatte mir durch meine 
Bücher einen gewissen Grad an Bekannt- 
heit erworben und ich war unabhängig, 
keinem Amt, keinem Betrieb, keiner 
Organisation verpflichtet. Und noch eins: 
Zwischen dem Sinti und mir war nie Geld 
im Spiel; ich verhielt mich zu ihnen als 
Freund, nicht wie ein Rechtsanwalt, der 
sich sein Honorar zahlen läßt. 

Später kamen Sinti mit anderen Sor- 
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gen. Ich war ja “schriftengelehrt”, und 
meine ersten Erfolge weckten in ihnen 
die Vorstellung: Der Gilsenbach kann 
alles. Das war ein Irrtum. 

Nicht alles glückte. Oft rannten wir 
gegen Mauerm, spürten verbittert, wie 
hilflos die Sinti waren. 

Aus welchen Grund waren in der 
DDR “Zigeuner” durch ein halbamtli- 
ches, aber nie festgeschriebenes Tabu 
ausgegrenzt? Ich weiß es nicht. Bei allen 
Versuchen, dies zu verstehen, zu 
erklären, dem Sachverhalt mit Logik und 
Spürsinn beizukommen, bleibt ein erheb- 
licher Rest an Irrationalem, nicht Faßba- 
rem. 

Drei mutmaßliche 
nennen. 

Der erste: 

“Zigeuner” schienen den Höchstran- 
gigen des realsozialistischen Obrigkeits- 
staates suspekt. Kleinbürger, wie der typi- 
sche Funktionär es in aller Regel war, 
teilte er das Unbehagen, das den Deut- 
schen ihr unwirkliches, mythisches 
Zigeunerbild bereitet, tief verinnerlichte 
Abneigung des Häuslebauers gegenüber 
dem Fahrenden. Die DDR-Macher konn- 
ten sich “Zigeuner” nur als ordnungs- 
störend denken. Aber die festgefügte 
Ordnung der Arbeiter- und Bauern-Macht 
zu erhalten, war oberste Staatsdoktrin! 
Macht und Ordnung galten als synonym. 
Für die staatstragende Schicht der DDR 
war der Begriff Kader eingeführt. Er lei- 
tet sich her von französisch CADRE- die 
im offenem Qudrat zum Befehlsempfang 
angetretene militärische Einheit. 

Der zweite Grund: 

Den Wirtschaftsfunktionären mußten 
“Zigeuner” als Verkörperung des Unnüt- 
zen erscheinen. Sie paßten nicht in die 
Tretmühle der sozialistischen Wettbewer- 
be. Ein “nützliches”, also ausnutzbares 


Gründe will ich 
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Mitglied der Gesellschaft zu sein, rückte 
immer mehr an die Spitze der Staatstu- 
gend eines DDR-Bürgers, einer, der bere- 
chenbar war nach Mark und Pfennig, kal- 
kulierbar nach den Parametern der Fünf- 
jahrpläne. Der für solche tugendhaften 
Wohlstandstreber vereinnahmende 
Begriff “ Unsere Menschen” ließ sich den 
Sinti nicht überstülpen, noch dazu, wenn 
nichts anderes über “Zigeuner” im Schä- 
del war, als alttradierte Negativklischees. 

Die DDR- Gesetzgebung hatte nicht 
von ungefähr ihren Asozialen- Paragra- 
phen. Darin stimmte sie mit Nazigesetzen 
überein. Zitat aus dem Strafgesetzbuch 
der DDR, -ß- 249 Gefährdung der öffent- 
lichen Ordnung durch asoziales Verhal- 
ten: (1) Wer das gesellschaftliche Zusam- 
menleben der Bürger oder die öffentliche 
Ordnung dadurch gefährdet, daß er sich 
aus Arbeitsscheu einer geregelten Arbeit 
hartnäckig entzieht, obwohl er arbeits- 
fähig ist, oder wer der Prostitution nach- 
geht, oder wer sich auf andere unlautere 
Weise Mittel zum Unterhalt verschafft, 
wird mit Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Haftstrafe, Arbeitserziehung 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah- 
ren bestraft. 

Paragraph 249 war ein Gummipara- 
graph. Steckte die DDR in wirtschaftli- 
chen Nöten, dann wendeten die Richter 
ihn rigoros an. 

Jeder Sintu, der, ohne Berufsmusiker 
zu sein, in einer Musikband spielte und 
seine Muggen einem Job am Fließband 
vorzog, war im Sinne des Gesetzes asozi- 
al. 

Knast für “Asoziale” als ULTIMA 
RATIO spießiger Funktionärsmoral. Bis 
daß die Staatssuppe überzukochen drohte, 
und die Richter vorübergehend Behut- 
samkeit im Umgang mit Andersdenken- 
den, Andersfühlenden, Anderslebenden 
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für angeraten hielten. 

Der dritte Grund: 

“Zigeuner” paßten nicht ins verordne- 
te Bild von Antifaschisten. Zwar waren 
sie Opfer der Rassenverfolgung, aber 
ungeliebte, tunlichst vergessene Opfer. 
Für Widerstandskämpfer wie Walter 
Ulbricht und Erich Honecker mag das 
Unbehagen, das sie beim Gedanken an 
Zigeuner empfunden haben, sogar aus- 
schlaggebend gewesen sein, ob bewußt 
oder nicht. Kein einziger der führenden 
Funktionäre hat auch nur ein einziges 
Mal der von den Nazis ermordeten Sinti 
und Roma gedacht. “Zigeuner” gehören 
nicht auf den Sockel der Widerstands- 
kämpfer und unsterblichen Opfer. Ihr als 
Undank empfundener Trotz: Sie wollen 
auch gar nicht hoch- und herausgestellt 
werden, auf welchen Sockel auch immer. 

Ironie der gewendeten DDR- 
Geschichte: Als die sowjetischen Ex- 
Genossen um Jelzin, Erich Honecker an 
die Justiz der BRD auslieferten, kam der 
Staatsratsvorsitzende von einst in hautna- 
hen “Zigeunerkontakt”: Im Moabiter 
Knast sah er sich in eine Krankenzelle 
gesperrt, die ein “krimineller” Sintu mit 
ihm teilte. Honecker erwies sich als lern- 
fähig: Am nächsten Morgen war er mit 
dem Sintu auf Du und Du. Schleunigst 
ließ die Justizobrigkeit die ungleichen 
Knastler trennen. 

Je vertrauter ich mit Sinti wurde, spä- 
ter auch mit Roma aus anderen Ländern, 
desto mehr wuchs mein Interesse für ihre 
Lebensweise, ihre Kultur, ihre Geschich- 
te. Ich begann über sie zu schreiben und - 
wie ich denke - auch in ihrem Sinne, für 
ihre Sache. Einige wenige Artikel konn- 
ten in der DDR erscheinen, die meisten 
stießen damals jedoch auf Ablehnung. Ich 
veröffentlichte sie im Ausland. 
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Die “Wende” - auch ich wollte sie! - 
hat mich nicht umgekrempelt. Ich bin, 
wer ich bin. Heute findet mein Zorn erst 
recht Nahrung: Zorn gegen den Fremden- 
haß, der sich - nicht ausschließlich, aber 
in besonders ekelhafter, dumpfer, irratio- 
naler Weise - wieder einmal gegen die 
Roma wendet, vor allem gegen die ärm- 
sten unter ihnen, die als Flüchtlinge zu 
uns kommen und um Asyl nachsuchen 
oder um Bleiberecht. Gegen sie, die 
Schutzlosen, waren in Rostock die 
Deutschland-den-Deutschen-Rufe der 
Rechten gerichtet, IHRER Vertreibung 
galten die Steine und Molotow-Cocktails, 
IHRER Flucht klatschten die Bürger Bei- 
fall. Und daß im auseinandergebrochenen 
Jugoslawien die Roma zwischen allen 
Fronten geraten sind, ein Volk, das selbst 
keinerlei Nationalismus äußert und den- 


noch unter dem nationalen Irrsinn der 
kriegführenden Gadsche-Nationen zerrie- 
ben wird - wer spricht darüber? Wer weiß 
es? 

Die Anlässe, aus denen ich über die 
Sinti und Roma und für sie geschrieben 
habe, waren und sind unterschiedlicher 
Art. So auch die literarischen Formen: 
Streitschriften, Vorträge, Belletristisches, 
Polemik, Wissenschaftliches, Liedtexte, 
Poesie. Ich, der Gadscho, stritt mit mei- 
nen Mitteln auf der Seite der Sinti und 
Roma. Aber ich hütete mich, in ihren 
Namen zu sprechen! Nein, das können sie 
nur selbst tun. Sie sind ihre eigenen Spre- 
cher, nur sie können ihre Interessen 
erkennen und vertreten, nur sie setzen ihr 
Maß, wie und wofür es sich zu leben 
lohnt. 

Reimar Gilsenbach 


* Die “Wochenpost”ist eine DDR-Zeitschrift, die dafür bekannt und beliebt war, 
daß sie im Unterschied zur staatlichen Einheitspropaganda vor Ort Recherchiertes 
brachte, allerdings meistens, da für alles irgendwie politisch Relevante offizielle 
Sprachregelungen existierten, um den Preis des Ausweichens ins Triviale. 
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DER KRIEG HAT MEINE SEELE 
ZERSTÖRT 


Interview mit Vedrana Rudann, 
entlassene Journalistin von Radio- Rijeka/ Kroatien 


Vedrana Rudan: Ich wollte arbeiten, 
aber nicht so, wie die Kroatische Demo- 
kratische Gemeinschaft ( HDZ ) es erwar- 
tete. Der kroatische Rundfunk, auch 
Radio- Rijeka ist ausschließlich in der 
Hand einer Partei, der HDZ. Ich habe 
meine Arbeit verloren, denn in mir haben 
sie einen Feind gesehen. Zurecht, ich bin 
ein Feind der HDZ. Ich war Redakteurin 
einer satirischen Sendung in volkstümli- 
cher Sprache, die 27 Jahre von Radio- 
Rijeka ausgestrahlt wurde. Wir standen 
nie auf einer Seite, wir waren immer 
irgendwie auf der Seite der Menschen, 
nicht einer Partei. Das erste Mal hatten 
wir ein Problem vor sieben Jahren mit 
dem damaligen Regime, als wir General 
Mamula einen Diktator und Faschisten 
nannten. Damals wollte mich ein Mann 
aus der kommunistischen Partei werfen, 
der später mein Chef wurde- diesmal 
Anhänger der HDZ. 

FRAGE: Sie haben in einer Radio- 
Sendung behauptet, die Kirche hätte sich 
prostituiert? 

V.R.: Neulich habe ich, um mir all 
das vergossene Blut zu erklären, zum 
dritten Mal Oriana Fallacis Buch gelesen. 
Sie beschreibt, wie ein amerikanischer 
Soldat sie einmal fragte, ob sie bemerkt 
habe, daß es im Vietnam- Krieg keine 
größere Schlächterei gegeben habe, ohne 
das ein Pfarrer in der Nähe gewesen wäre. 
Wo immer auch Blut vergossen wird, 
Menschen abgeschlachtet werden, gibt es 
auch Pfarrer. In kroatischen Kirchen 
wehen Fahnen der HDZ. Sehen sie sich 
Pfarrer Duka an: Er trägt eine Robe und 
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ist Mitarbeiter des Ministeriums für 
soziale Unterstützung. Er zieht aufs 
Schlachtfeld mit Tarnanzug und Bomben, 
schreit auf Demonstrationen. Gleichzeitig 
legt er sich eine große Wohnung zu, ich 
nehme an, aus dem Fond dieses Ministe- 
riums für soziale Unterstützung. Und das 
während tausende kroatischen Flüchtlin- 
ge nicht einmal genügend Brot haben. 
Deshalb bin ich der Meinung, die kroati- 
sche Kirche prostituiert sich. Ich war 
genauso entsetzt, als ich sah, wie ein 
Großwürdenträger der serbisch-orthodo- 
xen Kirche ein Grundstein einer Kirche in 
Lovas segnete. Er segnete also den 
Grundstein einer Kirche, die sich auf den 
Grabstätten hunderter Kroaten befand, 
die dort niedergemetzelt worden waren. 
Wenn es keine Prostitution ist, was dann? 
Ich glaube nicht an Gott, sollte es ihn aber 
trotzdem geben, dann ist er irgendwo da 
oben gerade am kotzen. 

FRAGE: Welches Verhältnis haben 
Sie zu den Serben? 

V.R.: Dieser grausame Krieg hat 
meine Seele zerstört. Ich glaube nicht 
mehr an die Menschen. Und was das 
dümmste ist: Ich beginne die Serben zu 
hassen. Das belastet mich sehr und ich 
fühle mich deswegen schuldig. Natürlich 
hasse ich nicht alle Serben. Ich hasse die- 
jenigen Serben, die von irgendwo her 
kommen, um zu schlachten. Meine 
Freunde fühlen genauso. Um diese 
schrecklichen Gefühle, diesen Haß in uns 
irgendwie zu besiegen, fahren wir nach 
Ljubljana um serbische Presse zu kaufen, 
wie “Borba” oder ‘“Vreme”, um zu lesen, 
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was die andere Seite meint, was unsere 
guten Freunde schreiben. Das gibt mir 
den Glauben an die Menschen zurück, 
und das nicht nur mir. Wir lesen hundert 
Mal die alten Exemplare und suchen 
Trost und den Glauben daran, daß es noch 
gute Serben gibt. 

FRAGE: Woher nehmen Sie die 
Energie, so zu denken? 

V.R.: Ich sprach mit einem Verwun- 
deten aus Vukovar. Er hat beide Beine 
verloren. Er sagte mir, das schlimmste sei 
für ihn, daß er in Vukova all seine Anden- 
ken verloren hat: Er hat keine Stadt mehr, 
keinen Freund, keinen Nachbar, keine 
Fotografie. Hinter ihm ist nichts mehr 
zurückgeblieben. Ich sprach auch mit 
einer Kroatin aus Vukovar. Auf die Frage 
nach ihren Hoffnungen und Träumen ant- 
wortete sie, jede Nacht zu träumen, in 
Vukovar aufzuwachen und mit ihrem 
Nachbarn, Serben, Kaffee zu trinken. Ich 
glaube, daß ich keine Energie besitze, daß 
ich tot bin. 

FRAGE: Ist das Verzweiflung? 

V.R.: Ich und viele andere lesen zur 


Past) A i) N MR: y 
Ki ' iR N HR, u s | 
hi {} N 1 FE r Y', Mi T 
all Ar 


Kl 
it 
N‘ I Hi 


Ba AR 


> (A. u, orr 


u Wr . 
E 


Zeit die Biographie von Heinrich Mann, 
der sagte, die einzige Flucht vor dem 
Faschismus sei der Selbstmord. Und der 
Faschismus ist offensichtlich in diesen 
Gegenden. Die Tante meines Mannes 
schilderte mir, wie sie einem Baby in 
Zadar von Geburt an die Ohren zugehal- 
ten haben, damit es die Granaten nicht 
hört. Das Unglaubliche daran ist, daß das 
Kind schon zu zittern beginnt, bevor die 
erste Bombe fällt. So wissen alle um das 
Kind herum, wann die Granaten fallen 
werden. 

FRAGE: Was ist mit den Serben in 
Kroatien? Mit ihren Problemen hat alles 
angefangen. 

V.R.: In Kroatien ist das Leben zur 
Zeit sehr schwer- für alle Menschen. Für 
Serben in Kroatien ist das Leben genau so 
schwer, wie für die Kroaten. Doch habe 
ich den Eindruck, daß es nach der ziemli- 
chen relativen Beruhigung der Lage kein 
Gesetz und keinen europäischen Segen 
geben wird, um den Serben helfen zu 
können, nicht zu Bürgern hundertfünfzig- 
ster Klasse zu werden. Sie werden ihre 


2 AN 
Panik: In den Bahnhof von nn erree plötzlich Gas ein. Die Menschen in der 
Wartehalle haben keine Zeit mehr, in einen Schutzraum zu gehen. Sie suchen ihr Heil in der Flucht 
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Arbeitsplätze verlieren, man entläßt sie 
schon heute, sehr geschickt, bis sie einen 
Heimatschein bekommen, das Recht auf 
Arbeit, werden Ewigkeiten vergehen. Es 
ist furchterregend, denn in Kroatien wird 
ein totalitäres Regime entstehen. In Kroa- 
tien wird es auch den Kroaten noch 
schlimmer gehen. Würde es in Kroatien 
den Kroaten gut gehen, könnten wir Kro- 
aten auch die Rechte der Serben erkämp- 
fen. 

FRAGE: Was befürchten Sie, könnte 
Ihnen geschehen, nach Veröffentlichung 
dieses Interviews? Vorausgesetzt natür- 
lich, daß diese Zeitung Rijeka jemals 
erreicht. 

V.R.: Leider wird diese Zeitung nicht 
bis nach Rijeka gelangen. Vielleicht wer- 
den Auszüge veröffentlicht, die irgendje- 
mandem passen. Was kann ich erwarten? 
Vielleicht, daß mir jemand eine Bombe 
ins Haus wirft, mein Kind auf dem 
Zebrastreifen überfährt, daß man mich 
oder meinen Mann oder meinen Sohn 
zufällig auf der Straße niederschießt. 
Wenn ich normal wäre, würde ich nicht 
so reden, aber ich bins nicht. Ich bin 
krank. Ich denke, daß alle, die diesen 
Krieg überleben, krank sind. Ich muß 
aber zugeben, daß ich Angst um mein 
Leben habe. Viele sind aus Kroatien in 
die ganze Welt geflohen. Wenn ich es 
schaffen sollte, werde ich dies vermutlich 
auch tun. 

FRAGE: Das Gespenst des Faschis- 
mus? 

V.R.: Ja. Der “Stern” hat über den 
Faschismus in Kroatien berichtet. In dem 
Artikel konnte man lesen, wie die HDZ 
offiziell LePen empfing, wie ein Führer 
der HDZ erklärte, LePen sei ein ganz nor- 
maler Mensch, alles, was über ihn 
schlechtes gesagt werde, wäre kommuni- 
stische Propaganda. Faschismus ist der 
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nächste Schritt, den Kroatien gehen wird. 
Auf der einen Seite wird es eine Elite 
geben, fünf Prozent Kriegsgewinnler, auf 
der anderen Seite eine riesige Mehrheit 
der hungernden Bevölkerung, welche 
wahrscheinlich vor Hunger krepieren 
wird. Die Welt hat Kroatien verlassen, 
denn sie hat nicht jene Kräfte unterstützt, 
die Kroatien hätten Frieden bringen Kön- 
nen. 

FRAGE: Was halten Sie von der Ein- 
stellung, die Serben wären die einzigen 
Schuldigen für all das, was geschieht? 

V.R.: Sie sind bestimmt nicht die ein- 
zigen Schuldigen. Aber sie sind schuldig. 
Es gibt einen solchen Unterschied zwi- 


schen einer MIG und einem Tromblon ( 


auf ein Gewehr geschraubte Granate). Es 
sind schließlich einige Serben aus Bel- 
grad zu uns nach Zadar gekommen, nach 
Kroatien, nach Bosnien Herzegowina. 
Deswegen sagt man, das die Serben die 
Alleinschuldigen seien. Bei dieser Sicht 
der Dinge- und die Mehrheit denkt so- 
vergißt man, daß auch wir ihnen etwas 
getan haben. Das aber haben wir. Es ist 
wahr, daß in Zadar serbische Häuser in 
die Luft gesprengt wurden, daß hiernach 
Seks, HDZ- Funktionäre und Staatsan- 
walt erklärt haben, es habe sich um eine 
gerechte Wut gehandelt, man müsse die 
Menschen verstehen. Es ist auch wahr, 
daß loyale Serben in Gospic im Namen 
Gottes abgeschlachtet wurden. In Osijek 
ebenfalls. Das erzählten mir ihre Freunde, 
welche vor dem Massaker nach Pula 
geflohen sind. Ich sprach mit dem Sohn 
des Staatsanwalts, den Kroaten in Gospic 
getötet haben. Neun Kugeln in den 
Rücken, seiner Frau sieben in die Brust. 
Mit dem Gewehrkolben zerschmetterten 
sie ihre den Kopf. Ich kenne einige Ser- 
ben, die in der serbisch besetzten Krajina 
leben und den Kroaten helfen, so oft sie 
können. Deswegen werden sie von den 
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Tschetniks massakriert. 

FRAGE: Befürchten Sie Probleme 
wegen dieser Worte? 

V.R.: All dies habe ich schon früher 
erzählt. Jedem, der es hören wollte. Ich 
glaube, daß die Kroaten in Kroatien ihre 
Stimme für Freiheit und Demokratie 
erheben sollten, gegen die serbische 
Gewalt und gegen die kroatische Gewalt 
und gegen die Gewalt, die Menschen 
Menschen antun. Ich kann nicht anders 
reden. Vielleicht bin ich naiv, aber ich 
glaube ganz fest daran, daß es eine Hoff- 
nung gibt für dieses Land, für Kroatien, 
für Serbien, für Bosnien Herzegowina. 
Eine Alternative dazu gibt es nicht. Ich 
habe nicht immer so gedacht. Ich habe 
das erst begriffen, als ich mit Flüchtlin- 
gen geredet habe: mit Serben, die vor 
Kroaten geflüchtet sind, mit Kroaten, die 
vor Serben geflüchtet sind. Sie haben 
immer an erster Stelle betont, daß sie 
nicht hassen. Das sie nur Einzelne, die 
Schlächter hassen. Und von ihnen allen 
sind die Namen bekannt. Ich bin sicher, 
daß mein kroatisches Volk die Serben 
nicht haßt. Genauso weiß ich, daß die 
Serben die Kroaten nicht hassen, auch 
nicht die Moslems... Ich bin sicher, daß es 
keinen kollektiven Haß gibt. Ich sehe, daß 
auch heute in Rijeka ein Serbe mit einem 
Kroaten Kaffee trinken kann. 

Die HDZ hat eine totale Rechtswende 
gemacht, und es ist sicher, daß Kroatien 
ein Folterstaat wird. Seitdem die HDZ an 
der Macht ist, gibt es keine Redefreiheit. 
Doch erst jetzt wird die totale Finsternis 
eintreten. Ich glaube, daß sie Journalisten, 
wenn diese irgendetwas sagen, einsperren 
werden. Ich würde mich auch nicht wun- 
dern, wenn man sie umbringen würde. 
Mir hat die HDZ aus Opatija offiziell 
gedroht, mich zu töten, wenn ich weiter 
so schreibe. Die Zeitungen haben darüber 
berichtet. Niemand hat sich davon distan- 
ziert. Deshalb fürchte ich, daß sie auch 
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Journalisten töten werden, daß sie jede 
freie Meinungsäußerung im Ansatz 
ersticken werden. Sie werden das vermut- 
lich sehr perfide vollziehen. Es wird ein 
Kranker von der Front zurückkehren und 
einen Cicak oder eine Jelena Lovric 
umbringen. Ich glaube, daß alle vernünf- 
tigen Menschen aus Kroatien flüchten 
werden. ( Cicak ist ein bekannter kroati- 
scher Oppositioneller, Jelena Lovric eine 
kritische Journalistin.) 

Ich wünsche mir, daß Bomben auf 
Belgrad fallen. Ich wünsche mir, daß ser- 
bische Kinder sterben, denn ich denke, 
daß die Serben in Belgrad nicht wissen, 
was Krieg bedeutet. Krieg bedeutet nicht, 
wenn ihnen jemand den toten Sohn vor 
die Haustür legt. Das ist der Tod nicht der 
Krieg. Du hast den Sohn aus Überzeu- 
gung dahin geschickt. Wenn du aber tage- 
lang auf den Tod in irgendwelchen Kel- 
lern wartest, monatelang darauf wartest, 
daß die Bomben dein Baby töten, ist das 
Krieg. Die Schwester einer Freundin in 
Dubrovnik ging in den ersten Stock um 
etwas für das Baby zu holen und wurde 
von einer Granate getötet. Die Kinder 
einer Tante meines Mannes, einer Serbin, 
sind in den Monaten, die sie in Zadar im 
Keller verbringen mußten, verrückt 
geworden. Kinder und Erwachsene ren- 
nen auf die Straße anstatt in den Keller, 
wenn sie Bomben hören, in der Hoffnung 
getötet zu werden. Wie ich hörte, rennen 
in Sarajevo meine Kollegen auf die 
Straße, da sie die Schreie der Kinder nicht 
mehr ertragen können. Sie begeben sich 
auf die Suche nach Milch und werden 


von Kugeln getroffen. Das ist es, was 
unerträglich ist... 


Das Interview erschien in der serbi- 
schen Tageszeitung Borba. 
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Ein Jahr auf der Flucht vor Feldjägern 


Am 1. Oktober wurden 56 000 junge 
Männer zum Erlernen von Gewaltausü- 
bung mit der Waffe insbesondere des 
Tötens rekrutiert. Polizei, Bundesgrenz- 
schutz und Feldjägerdienst in Berlin ver- 
kündeten, daß “Ausschreitungen beim 
Versuch der Blockierung der Rekrutenzü- 
ge durch Demonstranten” verhindert wer- 
den konnten. Am Abend wurden für ca. 
100 friedliche Demonstranten einige hun- 
dert Polizisten und Feldjäger, sogar ein 
Wasserwerfer und ein Räumpanzer der 
Polizei, vor der Kaserne in der Elsen- 
straße Berlin-Treptow aufgeboten. Die 
Wehrpflicht wird durch den Staat mit 
Mitteln der Gewalt gegen friedliche, 
gewaltfreie Demonstranten verteidigt. 

Ich, Sascha Wahl, 20 Jahre, Teilneh- 
mer dieser Demonstration bin wehrdien- 
stuntauglich. Untauglich mit der Waffe in 
der Hand die Kriegsführung zu erlernen, 
untauglich ohne Waffe den Kriegsdienst 
an der sogenannten Heimatfront zu erler- 
nen. Dieses steht amtlich durch den 
Bescheid des Kreiswehrersatzamtes Ber- 
lin 1 vom 21. 09. 92 fest. Trotzdem 
demonstriere ich weiterhin gegen Wehr- 
pflicht und Zwangsdienste. Warum? Ich 
tauge halt nicht für die Konfliktlösung 
mit militärischen Mitteln seit dem ich 
weiß, daß ich dies nicht mit meinem 
Gewissen vereinbaren kann. Meine 
Gewissensentscheidung verbietet es mir, 
den Grundwehrdienst mit der Waffe bei 
der Bundeswehr und den im Rahmen 
Wehrpflicht als Ersatzlösung angebote- 
nen Zivildienst anzutreten. Ich bin nicht 
bereit, mir vom Staat meine Gewissens- 
entscheidung abpressen zu lassen und 
mich als “anerkannter Kriegsdienstver- 
weigerer” zwangsverpflichten zu lassen, 


telegraph 10/92 


um als billige, unqualifizierte Arbeits- 
kraft im Rahmen des Zivildienstgesetzes 
zur Vertuschung des staatlich verzapften 
Pflegenotstandes mißbraucht zu werden. 
Zivildienst bedeutet gerade in sogenann- 
ten Friedenszeiten Zwangsdienst zur 
Aneignung spezifischer Kenntnisse im 
zivilen Bereich, die Bestandteil des 
“Gesamtverteidigungskonzeptes” zur 
Gewährleistung der Kriegsführung im 
Hinterland, an der sogenannten Heimat- 
front, sind. 

Da ich meine Entscheidung gegen 
jegliche Kriegsdienste Konsequent vertre- 
te, folgte ich der Einberufung zum 
Grundwehrdienst am 1. Juli des vorigen 
Jahres nicht. Ich erklärte bereits in Vor- 
feld gegenüber dem Kreiswehrersatzamt 
meine Verweigerung aller Kriegsdienste, 
also auch des Zivildienstes. Den Einberu- 
fungsbescheid erhielt ich sechs Tage vor 
dem Einberufungstermin, sodaß ein 
Widerspruch keine Wirkung mehr hatte. 
Um der Verhaftung durch Feldjäger und 
der damit verbundenen Vorverurteilung 
durch den Bundeswehrarrest zu entgehen, 
verließ ich Berlin. Da ich auch gerade 
zum 30. 06. 91 arbeitslos geworden war 
stellte sich das nun folgende Jahr meines 
Untertauchens als äußerst schwierig dar. 
Ich mußte von meinen eigenen Ersparnis- 
sen leben und auf die finanzielle Unter- 
stützung von den Eltern, Freunden und 
Bekannten bauen, da ja die Aufnahme 
von legaler Arbeit nur sehr schwer mög- 
lich war, sogar der Bezug von Arbeitslo- 
sengeld nicht gewährt worden wäre, da 
ich ja offiziell als Angehöriger der Bun- 
deswehr galt. So verbrachte ich die Zeit 
bis Juli 92 auf dem Lande bei Freunden. 
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Während dessen versuchten in Berlin 
mehrmals die Feldjäger mich abzugrei- 
fen, indem sie bei meinen Eltern, im Büro 
des Freundeskreises Wehrdiensttotalver- 
weigerer und sogar bei der Arbeitsstelle 
meines Vaters aufkreutzten. Vor allem in 
den letzten Monaten meines Untertau- 
chens fühlte ich mich stark seelisch durch 
diese Situation unter Druck gesetzt. Es 
herrschte große Unklarheit, trotz 
Akteneinsicht durch meinen Anwalt Kajo 
Frings, da einerseits bereits Strafanzeige 
wegen Fahnenflucht durch die Bundes- 
wehr erfolgt war, jedoch nicht eindeutig 
zu klären war, ob die Polizei einen Haft- 
befehl gegen mich hatte 

Besonders belastend war die Situati- 
on, als ich mir im Mai diesen Jahres ein 
Bein brach, da ich auch nicht krankenver- 
sichert war. Zwar konnte ich mich schnell 
durch eine Sonderregelung für erwerbslo- 
se Jugendliche bis 23 Jahren über meine 
Mutter versichern lassen, war jedoch für 
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einige Wochen praktisch lahmgelegt und 
hatte leider zuviel Zeit, um über meine 
Situation zu grübeln. Diesen Gedanken 
und die Angst vor einer Verhaftung konn- 
te ich in dieser Zeit nur schwer entkom- 
men. Aber durch die Hilfe meiner Freun- 
de und öftere Besuche meiner Eltern habe 
ich die wohl depressivste Phase während 
meines Untertauchens heil überstanden. 
Im Juli diesen Jahres kehrte ich dann 
offiziell nach Berlin zurück, um mich 
arbeitslos zu melden und wieder bei mei- 
ner Meldeadresse auffindbar zu sein. 
Ende Juli erhielt ich die Anklageschrift, 
in der mir als “Kanonier” und “Heran- 
wachsender” eigenmächtige Abwesenheit 
bzw. Fahnenflucht und die Ankündigung 
meiner Verweigerung des Grundwehr- 
und Ersatzdienstes vorgeworfen wurde. 
Am 29.09. 92 fand vor dem Amtsge- 
richt Tiergarten (Jugendschöffengericht) 
die Verhandlung gegen mich statt. Mich 
begleiteten ca. 25 Freunde, Totalverwei- 
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gerer und Bekannte in den Gerichtssaal. 
Ich versuchte dem Gericht meine Gewis- 
sensentscheidung zu verdeutlichen. Das 
Gericht erkannte zwar meine Gewissens- 
beschwerden an, obgleich es den Einwän- 
den meines Verteidigers, daß es in der 
BRD keinerlei Alternativen für eine staat- 
lich geforderte Wehrpflichterfüllung gibt, 
nicht folgen konnte. Denn auch ein 
Dienst nach Zivildienstgesetz $ 15a, der 
extra für Zeugen Jehovas eingeführt 
wurde, den mir die Richterin vorhielt, 
dient der Wehrpflichterfüllung und hat 
Zwangsdienstcharakter. Dies, wie auch 
die Praxis, daß bislang außer Zeugen 
Jehovas keinem Totalverweigerer ein sol- 
cher Dienst anerkannt wurde, war dem 
Gericht offensichtlich unbekannt. 

Der Staatsanwalt forderte im vorau- 
seilendem Gehorsam 8 Monate Freiheits- 
strafe, ausgesetzt zur Bewährung. Ange- 
merkt sei hier, daß von Verteidigungsmi- 
nister Wörner die Vorgabe erfolgte, daß 
Fahnenflüchtige zu 12 Monaten Haft zu 
verurteilen sind. Stoltenberg bekräftigte 
dies nochmals: auf Grund der Dienstzeit- 
reduzierung bei der Bundeswehr seien 
nun 9 Monate Haft erst ein Grund für eine 
Entlassung aus der Wehrpflicht. Hier 
liegt in meinen Augen eine klare Beein- 
flussung der Gerichte durch die Bundes- 
wehr vor. 

Auch der Umstand daß ich nun offizi- 
ell durch eine Tauglichkeitsuntersuchung 
der Bundeswehr als untauglich eingestuft 
wurde, beeindruckte das Gericht nicht im 
geringsten. 

Aufgrund der Tätigkeit meines Vaters 
bei der NVA (bis 1980) hätte ich doch 
den Sinn militärischen Landesverteidi- 
gung begreifen müssen, war die größte 
Posse in den sehr flapsigen und extrem 


telegraph 10/92 


einseitigen Ausführungen, die der Staats- 
anwalt bot. Die Richterin glänzte mit der 
Feststellung, ich wäre nur “weil ich etwas 
besseres vorhatte” nicht zur Bundeswehr 
gegangen. Mit keinem Wort ging sie auf 
die von mir deutlich geschilderte Situati- 
on des Verfolgungsdrucks und die Angst 
vor Bundeswehrarrest ein. Sie meinte 
dazu nur lakonisch “na, das ist ja auch 
nicht dazu gekommen”. Auch gab ich ihr 
Auskunft über mein Einkommen durch 
den Erhalt von Arbeitslosengeld seit 
14.07. und über meine durch gesundheit- 
liche Gründe eingetretene Arbeitsuntaug- 
lichkeit im meinem Beruf als Maschinen- 
und Anlagenmonteur. Sie beschwor dar- 
aufhin in ihrer Urteilsbegründung die 
“Gewissensfreiheit als ein hohes, vom 
Gericht zu schützendes Gut. Aber wer die 
staatlichen Leistungen (Arbeitslosengeld) 
beziehe und sich gleichzeitig staatlichen 
Pflichten entziehe... 

Mein Anwalt betonte in seinem Plä- 
doyer, daß in diesen Landen solche, wie 
vom Staatsanwalt geforderte Strafen ver- 
hängt werden, wenn man Kriegsmaterial 
verschoben hat, das dem Irak ermöglich- 
te, den Krieg zu führen! Und: wenn die 
NVA, wie mir der Staatsanwalt unter- 
stellte, einen Sinn hatte, dann ja wohl nur 
wenn die Bundeswehr eine Aggressions- 
armee sei! 

Das Gericht stellte sich preußisch 
stur, indem es kaum eines von mir bzw 
vom Anwalt genannten Argumenten 
annahm und verurteilte mich gemäß $ 16 
WStG zu 6 Monaten Freiheitsstrafe, für 2 
Jahre ausgesetzt auf Bewährung mit der 
Bewährungsauflage einer Zahlung von 
600, -DM an den gemeinnützigen Verein 
“Friedenszentrum Martin-Niemöller- 
Haus”. Eine Anwendung des Jugendstraf 
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gesetzes wurde ausgeschlossen, da 
ich wohl dem Gericht nach Äußerungen 
des Staatsanwaltes viel zu intelligent 
schien, um noch nicht erwachsen zu sein. 
Von hier aus nochmals vielen Dank an 
die Wertschätzung meiner Person an das 
hohe Gericht. Erstaunlich bleibt es 
jedoch, daß es bei den Randalierern von 
Rostock-Lichtenhagen stets zu einer 
Anwendung des Jugendstrafgesetzes 
gemäß $ 105 gekommen ist. 

Ich werde zusammen mit meinem 
Anwalt gegen dieses Urteil in Berufung 
gehen, da ich es schon allein absurd finde, 
daß nicht mehr die Möglichkeit einer Ein- 
berufung gegeben ist, ich aber trotzdem 


aus erzieherischen Gründen bestraft wer- 
den müsse. 

Totale _Kriegsdienstverweigerung 
stellt nicht ein Verbrechen dar, sondern 
der Krieg mit all seinen vorbereitenden 
Maßnahmen, dessen Idee immer noch 
durch die Existenz von Militär auf der 
ganzen Welt verfolgt wird. Ich fordere 
deshalb die uneingeschränkte Anerken- 
nung meiner Gewissensentscheidung, 
und die jedes einzelnen Menschen gegen 
jeglichen Kriegsdienst. 

Sascha Wahl 
Freundeskreis 
Wehrdiensttotalverweigerer Berlin 


Die neuesten Leiden des jungen W. 


Eines morgens in aller Frühe. nämlich 
am 25. 09. 1992 um 8. 30 Uhr fand vor 
dem Berliner Amtsgericht Tiergarten ein 
Prozeß gegen den bis dato unbescholte- 
nen Bürger Mark Wiesenthal statt. 

Die Aufmerksamkeit der ermittelnden 
Staatsanwaltschaft erregte eine Anzeige 
des Bundesamtes für den Zivildienst 
Köln, die W. vorwarf, seinen Ersatz- 
dienst für Volk und Vaterland in hinter- 
hältig eigenmächtiger Manier und gegen 
das Gesetz vorfristig beendet zu haben. 

Tatsächlich hatte W. im Januar 1991 
seinen Fronherren in der Nachfolge des 
Reichsarbeitsdienstes seinen Rücktritt 
von allen kriegswichtigen Ämtern erklärt, 
um forthin seinen Dienst auf einer 
geschlossenen psychiatrischen Station 
freiwillig und richtig zivil tun zu können. 
Auf diese etwas unkonventionelle, aber 
eindeutig strafbare Weise wollte sich der 
Delinquent seiner persönlichen Verant- 
wortung für die praktische Umsetzung 
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der Politik seiner Regierung entziehen, 
mit der er im allgemeinen sowieso und zu 
diesem Zeitpunkt im besonderen nicht 
einverstanden war. 

Der konkrete Anlaß für W’s. Unmut 
war ein Abkommen zwischen den Herren 
des Landes, in dem er wohnt und den 
Herren eines anderen Landes, in wel- 
chem er nicht wohnt und nach eigenen 
Angaben auch nie gewohnt hat. Dieses 
Vertragswerk sieht vor, daß die tapferen 
Krieger des Landes in dem er nicht wohnt 
( und nach eigenen Angaben nie gewohnt 
hat), für den Fall einer Verletzung aus 
einem Kampf für die Freiheit der gesam- 
ten zivilisierten Welt, in dem Land, wo 
er wohnt, medizinisch versorgt werden, 
auf daß sie weiter für die Freiheit kämp- 
fen können oder zumindest nicht so 
schwer an den Folgen ihres heldenhaften 
Einsatzes zu tragen haben, daß sie in 
Zukunft als Veteranen vor jeglichen Frei- 
heitskämpfen warnen würden und dafür 
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auch noch eine Rente beziehen könnten. 
Das Ganze wurde also beschlossen und 
offen, ehrlich und allgemeinverständlich 
als “Wartime Host Nation Support”in die 
lange Reihe diplomatischer Kunstwerke 
integriert. 

Nun begab es sich aber zu der Zeit, 
als W. seinen Dienst für Volk und Vater- 
land in einer medizinischen Einrichtung 
in dem Land wo er wohnt leistete, daß 
der Präsident des Landes, wo er nicht 
wohnt ( und nach eigenen Angaben... 
usw. )die Freiheit der gesamten zivilisier- 
ten Welt durch einen Amtskollegen aus 
dem mittleren Osten bedroht sah, der sei- 
nerseits der Meinung war, daß gewisse 
Ölvorräte in seinem Nachbarland doch 
eigentlich schon immer die Ölvorräte sei- 
nes Landes gewesen seien und dieser 
Ansicht mittels einiger Bürger in Uni- 
form und einiger Produkte des 
weltweit größten Industriezwei- 
ges Nachdruck verlieh. So schick- 
te also der Präsident des Landes, 
das immer wieder die Freiheit der 
gesamten zivilisierten Welt ver- 
teidigt, Freiheitskämpfer in der 
Uniform seines Landes in die 
Gegend, um dem Treiben seines 
Kollegen und dessen uniformier- 
ter Bürger ein Ende zu bereiten 
und wieder einmal die Freiheit zu 
retten. Ein spürbares Aufatmen 
ging durch die gesamte zivilisier- 
te Welt, zu der sich offenbar 
auch die Herren des Landes, in 
welchem W. wohnt, zählten, 
denn sie bedankten sich über- 
schwenglich bei ihrem Retter und 
brachten ihm kleine Geldgeschen- 
ke aus den Steuern ihrer Bürger 
dar. 
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Das alles sah der Zivildienstleistende 
W., und dachte bei sich: „,‚s is Krieg und 
die Herren in diesem Land hier finden’s 
gut und du findest’s Scheiße und sollst 
denen trotzdem dienen , nicht schön”. 
Daraufhin trat er umgehend in einen 
Streik, will heißen, er ging auf seine 
Station, tat dort seine Meinung kund und 
die Absicht, die zwei Tage bis zu seinem 
Urlaub nicht mehr als Zivildienstleisten- 
der Zivildienst zu leisten und nach seinem 
Urlaub vieleicht auch nicht mehr. 
Während seiner Freien Zeit besuchte er 
viele Veranstaltungen von Leuten, die 
gleich ihm eine etwas andere Auffassung 
von Freiheit hatten, als die Herren im 
Lande, die den selbsternannten Frei- 
heitskämpfer so großmütig unterstützt 
hatten. Damit nun diese “Friedensdemon- 
stranten”nicht hinterrücks der Freiheit in 
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den Rücken fallen konnten, waren auf 
den Veranstaltungen auch sehr viele 
Staatsdiener anwesend, die ähnlich 
gekleidet waren wie die Kämpfer für die 
Freiheit der gesamten zivilisierten Welt 
und sich auch so benahmen. Diese Erleb- 
nisse brachten W. auf den Gedanken, 
sich noch eingehender mit dem Charakter 
seines Dienstverhältnisses auseinander- 
zusetzen. Dabei stieß er auf erstaunliche 
Tatsachen, die ihm seine Dienstherren 
bisher vergessen hatten mitzuteilen :Das 
der Zivildienst so zivil gar nicht sei, son- 
dern die Zivilbediensteten im Ernstfall 
auch im Krieg dienen müßten, wenn 
auch nicht mit der Waffe in der Hand, 
nur ein bißchen Munition transportieren 
und so. Daß Zivildienstleistende den Pfle- 
genotstand im Gesundheitswesen 
kaschieren müssen, weil sie anstelle von 
Fachkräften eingesetzt werden, die zwar 
die Patienten fachgerechter betreuen 
könnten, für deren Bezahlung jedoch ein- 
fach kein Geld da ist, weil das ja zur Ver- 
teidigung der Freiheitlich Demokrati- 
schen Grundordnung gebraucht wird, 
war ihm auch verschwiegen worden. “So 
geht das nicht”, dachte sich W. , “da 
kannst Du nicht mitmachen”, schrieb 
alles auf und brachte das Papier in die 
ständige Vertretung des Bundesamtes für 
den Zivildienst in seiner Heimatstadt. 
Dann ging er in das Krankenhaus, wo er 
eben noch Zivildienst geleistet hatte und 
begann daselbst zu arbeiten, weil er nicht 
wollte, daß die Patienten und das Perso- 
nal unter seiner Entscheidung gegen 
Krieg und Vaterland zu leiden hätten. 
Dort setzte man ihn aber nach zwei Tagen 
ohne Rücksicht auf Patienten und Perso- 
nal vor die Tür, weil er als Nicht-Zivil- 
dienstleistender ja keinen rechtlichen und 
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versicherungsrechtlichen Status habe. Ein 
ziviles Arbeitsverhältnis wäre auch nicht 
möglich , er sei ja offiziell noch nicht 
entlassen. 

Nach kurzer Zeit erhielt er eine Einla- 
dung in die bereits erwähnte ständige 
Vertretung, wo er darauf hingewiesen 
wurde, daß sein Handeln unlogisch, weil 
illegal sei. Als er sich starrköpfig und 
allen Argumenten des Gesetzes gegenü- 
ber verschlossen zeigte, wurde er mit den 
Worten: „Alles Gute. .. kann ich ihnen 
nicht wünschen . “ entlassen. 

Fortan erhielt er viel Post vom Bun- 
desamt für den Zivildienst, er solle sei- 
nen Dienst wieder antreten; es sei ein 
Disziplinarverfahren eröffnet worden;es 
sei Anzeige erstattet worden ( Dienst- 
flucht);das Disziplinarverfahren sei ein- 
gestellt worden;es wäre beabsichtigt, ihn 
zum Zivildienst heranzuziehen;er solle 
sich eine Dienststelle suchen;da er sich 
nicht gemeldet hätte, würde davon aus- 
gegangen, daß er auch mit heimatfernen 
Einsatz einverstanden sei usw. Mittler- 
weile hatte ihm auch der Polizeipräsident 
geschrieben, daß ein Ermittlungsverfah- 
ren gegen ihn anhängig sei, ob er sich zu 
den Vorwürfen äußern wolle, es sei dies 
die letzte Gelegenheit. W. wollte nicht. 
Er beriet sich lieber mit einem Rechtsan- 
walt und verschiedenen antimilitaristi- 
schen Initiativen. Nachdem er eine 
Anklageschrift erhalten hatte, lud ihn 
das Gericht ein, die ganze Sache absch- 
ließend zu klären, verbunden mit dem 
Hinweis, daß unbegründetes Fernbleiben 
einen Haftbefehl nach sich zöge. Also trat 
W.in Begleitung vieler Freunde den Weg 
nach Moabit an, um sich dem weisen 
Richterspruch zu unterstellen. 
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Nachdem die Verhandlung eröffnet 
worden war, wurde festgestellt, daß der 
Zeuge der Anklage, ein Sachbearbeiter 
des Kölner Bundesamtes, nicht anwe- 
send war, obwohl er eigens zum Prozeß 
mit einem Regierungsjet eingeflogen 
werden sollte, nach kurzer Absprache 
zwischen Anklage und Verteidigung 
wurde auf die Aussage des Zeugen 
jedoch verzichtet. Dann wurde die Ankla- 
geschrift verlesen. Anschließend durfte 
W. vor dem hohen Hause die Beweg- 
gründe für sein frevelhaftes Handeln 
erläutern. Dabei wurde er vom Vorsitzen- 
den mit Bemerkungen wie „wenn jeder 
sein Gewissen über das Gesetz stellen 
würde, dann hätten wir ja die Anarchie!“ 
unterbrochen. Eine Anregung, die der 
Überlegung wert wäre, wie W. heute fin- 
det. Nach mehreren Unterbrechungen 
dieser Art schlug W. dem Richter vor, 
ihn doch einfach ausreden zu lassen, weil 
das evtl. viele Fragen im Vorraus beant- 
worte. Na gut, befand der Vorsitzende, 
und so geschah es. 

Nach kurzer Verhandlung wurde alles 
„was W. geäußert hatte, als „wahr 
unterstellt”. Dann stellte die Staatsanwäl- 
tin ihren Strafantrag, wobei sie sich 
mehrmals verhaspelte. Es gebe verschie- 
denes , das für den Angeklagten spreche, 
aber der Zivildienst sei notwendig, weil 
er schließlich notwendig sei. Sie bean- 
tragte eine dreimonatige Freiheitsstrafe, 
auf zwei Jahre zur Bewährung ausgesetzt. 
Der Strafverteidiger von W. bemerkte in 
seinem glänzenden Plädoyer, das die 
Wehrpflicht in dem Land wo W. wohnt, 
auf gar nicht so demokratische Art einge- 
führt worden war, sondern gegen erheb- 
lichen Widerstand großer Teile der 
Bevölkerung, dessen man nur Herr 
geworden war, indem man viele Staats- 
diener, die so ähnlich wie manche Frei- 
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heitskämpfer gekleidet waren, zu ein- 
schlägigen Veranstaltungen geschickt 
hatte. Im Übrigen, wenn alle Soldaten in 
Jugoslawien desertieren würden, soviel 
zur oben angeführten Unterbrechung W’s 
durch den Vorsitzenden, wäre der Krieg 
auf dem Balkan schlagartig zu Ende. 
Außerdem beantrage er Freispruch, da 
dem Angeklagten kein Unrecht bewußt 
wäre und er somit nicht schuldfähig sei. 

Daraufhin zog sich das Gericht für 
eine dreiviertel Stunde zur Beratung 
zurück, darüber, was rechtens sei. Dann 
wurde im Namen des Volkes das Urteil 
verkündet: eine Geldstrafe von 90 Tages- 
sätzen zu je 40 Mark sowie die Kosten 
des Verfahrens. 

Interessant die Begründung des 
Urteils: Auf die vom Gesetz zwingend 
vorgeschriebene und vom Bundesamt für 
den Zivildienst verlangte Freiheitsstrafe 
wäre verzichtet worden, weil es nicht 
länger anginge, Zivildienstleistende im 
Gesundheitswesen zu mißbrauchen. Was 
medizinische Versorgung anginge, stün- 
de die Bundesrepublik vor einem Scher- 
benhaufen. Da der Angeklagte nach der 
Auffassung des Gerichtes jedoch in voll- 
em Umfang schuldfähig wäre, sei die 
Geldstrafe für seine Tat angemessen. 

Wozu die Wehrpflicht eigentlich gut 
ist, Konnte das Gericht und die Staatsan- 
waltschaft dem Angeklagten leider nicht 
erklären. W. 

PS. Nur wenige Tage später wurde 
ein Freund von W. vor einem Berliner 
Gericht zu sechs Monaten Freiheitsstrafe 
verurteilt, die für zwei Jahre zur 
Bewährung ausgesetzt wurde. Zusätzlich 
soll er eine Geldstrafe in Höhe von 600 
Mark zahlen. Er hatte seinen Wehrdienst 
nicht angetreten und war ein Jahr lang 
von den Feldjägern der Bundeswehr 
gejagt worden. 
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Post 

Ich finde den Kommentar über Udo 
Muszinskys Artikel in der letzten Ausga- 
be ziemlich gemein. Da wird ihm das 
Wort im Mund verdreht, da wird sich 
über Dinge echauffiert, die er so nie 
gesagt hat, er bleibt letztlich unverstan- 
den und die Kritik an ihm geht vorbei ins 
Leere. Ihn, einen, der schon länger “in 
Opposition” (ich kenne ihn selbst) ist, als 
so mancher Maulheld, mit der Bildzei- 
tung zu vergleichen, ist ja nur noch fies. 
Auch das ist Methode, auf diese Weise 
wird man immun gegen jede noch so gut 
gemeinte Kritik, die anderen sind per se 
“Bildzeitung”, und so richtet man sich in 
seinem Dünkel behaglich ein. Ihr habt 
von euren Herrschenden gut gelernt! 

Udos Anliegen ist der sich 
durch alle Schichten, vom Manager bis 
zum Autonomen, ziehende Großstadt- 
komplex und die verdammte phantasielo- 
se selbstherrliche Ritualisierung der 
Methode. Wie? Ihr habt Probleme in 
Eberswalde? Dann ruft nach dem starken 
Mann in Gestalt einiger Lederjacken aus 
Berlin, der sorgt für Ordnung und löst 
euch all eure Probleme. 

Ja, ich bin jetzt polemisch und 
werde die Polemik zu Ende führen. 
Schluckt, was ihr könnt und kotzt aus, 
was ihr vertragt. Was Udo beschreibt, 
nenne ich gerne die Speisekarte-Oligar- 
chie: In erster Reihe stehen die BERLI- 
NER als die treuen Wächter des letzten 
antifaschistischen Schutzwalles und die 
FRANKFURTER mit ihren sagenhaften 
Revolverhelden, In zweiter Reihe dürfen 
seit einiger Zeit die GÖTTINGER stehen, 
seit die ... eine echte Märtyrerin präsen- 
tieren können. Und ganz zum Schluß 
kommen die NÜRNBERGER, die außer 
ihrem “Komm.” eigentlich nichts zu bie- 
ten haben, sie dürfen sich ab und zu auch 
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mal artikulieren, wenn sie gefragt werden 
und stehen da eigentlich nur, damit sich 
die Süddeutschen nicht unterrepräsentiert 
fühlen. Und alle anderen sind nichts und 
haben sich dankbar und ehrfürchtig in ihr 
Glück zu fügen - nee danke! 

In Erlangen gibt es so gut wie 
keine Gewalt auf der Straße, mit einer 
Handvoll Skinheads ist niemand überfor- 
dert - Kleinstadtidyll; ein paar Jugen- 
delubs und ein paar städtische Sozialar- 
beiter scheinen mir mindestens ebenso 
wirksam wie alle “autonome Politik”. 

Nach soviel Kritik nun ein 
dickes Lob: ich bestelle den telegraph 
weiter. Stefan Gruner, 
Bamberg/Erlangen 


Annoncen 
WALD IN DEINER NÄHE 


Der Wald ist näher als mensch denkt. 

Mehr oder weniger entrüstet nehmen 
wir die Rodung der tropischen Regenwäl- 
der, der Urwälder Kanadas und Sibiriens 
oder anderer Gegenden jenseits des Hori- 
zonts in Kauf (es scheint bezahlbar...). 
Nur, was da verloren geht, ist unwider- 
bringlich. Leichtes Vergessen, daß Euro- 
pa einst waldbedeckt war und von seinen 
Urwäldern nur noch etwa 4% im sauren 
Wind sich wiegen. 

Nun, Entrüstung unserer 
Lebensart, unserer Daseinsweise wäre ein 
Schritt zu einer das Leben erhaltenden 
Erde. Leben, dessen Ausdruck vor allem 
gesunde Ozeane und grüne Wälder sind 
(der Mensch hat sich, wie es scheint, 
wohl ausgeklammert). 

Ein kleiner Schritt wäre auch, 
Brachflächen wieder zu bewalden. Wir, 
die unterzeichnenden, seit Anfang 92 im 
Besitz von etwas Land, haben dies vor. 
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Im kommenden Herbst und im Frühjahr 
93 wollen wir 3 ha einer ehemaligen 
Weide mit standortgerechten Laubbäu- 
men (in erster Linie Erlen, Eschen, 
Buchen) wieder aufforsten. Dieser Walds 
soll fürderhin zu einem Drittel wirtschaft- 
lich nicht genutzt werden, sich zu einer 
Art “Urwald” entwickeln können, zu 
einer Heimat bedrohter Pflanzen und 
Tiere. Im Norden wird er an einen älteren 
Laubwald grenzen. Dazukommend wer- 
den wir auf dem Gelände 1000 m Wind- 
schutzhecken anlegen. 

Aus diesen Gedanken im Kopf 
sprießen jedoch nicht einfach so junge 
Pflanzen. Wir werden 30.000 Baumsetz- 
linge und 5.000 Sträucher benötigen, die 
uns vorerst niemand schenken wird, son- 
dern etwa 40 bis 44.000 Mark kosten. 
Teilweise staatliche Förderung greift erst, 
wenn die Bäumchen schon angegossen 
sind... Aber vielleicht spenden uns viele, 
viele Menschen, denen Grün am Herzen 
liegt, etwas Geld, daß wieder Busch und 
Wald (ganz in der Nähe) wachsen kön- 
nen. 

Dazu möchten wir hiermit auf- 
rufen! Ein extra Waldkonto wurde von 
uns eingerichtet: 

Konto-Nr. 430 145 24 bei der Spar- 
kasse Demmin, BLZ 150 516 72. 

Eine Mark für einen Baum! 

Für größere Beiträge kann mit ins 
auch ein zinsloser Kredit vereinbart wer- 
den. 

Mit besten Grüßen, die Gemein- 
schaft “Zar Nekla die Erste” 

Dorfstr. 19 
O-2031 Zarnekla 
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TERMINE 
Jeden Mittwoch, 20 Uhr: Ver- 
anstaltungen zu Umweltthemen, Projekt 
Stadtökologie im Pfefferberg, Schönhau- 
ser Alle 176, Haus 14, O-1054 Berlin 
Tel.2815027 App.350 
07.11.1992 ab 10 Uhr: Antiras- 
sistische Aktionskonferenz Thüringen, 
Diskussionsforen, Workshops, Kultur- 
programm, Ort: Haus der Gewerkschaf- 
ten Erfurt, 18.00 Uhr Demonstration 
gegen Rassismus und Faschismus, dem 
Haß keine Chance 
14.10., 19 Uhr: “CUBA 
LIBRE” Informationsveranstaltung zum 
Thema “Cuba und seine Perspektiven”, 
Ort: Umweltbibliothek Berlin, Schlie- 
mannstr.22, O-1058 Berlin 
16.- 18.10.1992: Geschichts- 
werkstatt “Vorwerts und (nicht) verges- 
sen - Mit unserer Vergangenheit in die 
Zukunft” Ort: Erlöserkirche Berlin Lich- 
tenberg (S-Bahnhof Rummelsburg oder 
Nöldnerstraße) 
16.- 18.10.1992: Abendvortrag, 
Seminar und Mitgliederversammlung 
anläßlich der Wiedereröffnung des Gand- 
hi-Information-Zenrum, Ort: Lübecker 
Str.44, W-1000 Berlin 21, 
Te1.030/394 1420 
17.10.- Lesung “Schizerino” mit 
Michael Brose 
19.30 Uhr in der Galerie UnArt Wei- 
mar 
22.- 25.10.1992: Jugendwelt- 
kongreß Europa “Naturinfarkt im Bin- 
nenmarkt” in Aachen, Infos und Anmel- 
dung über: BUNDjugend, Graf-Adolf- 
Str. 7-9, W-4030 Ratingen 1 


23.- 25.10.1992: “Von der 
Gewaltlosen Selbsthilfe des Volkes” zur 
Graswurzelrevolution 


Seminar zur Frühphase der gewalt- 
freien Bewegung in der BRD zwischen 
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Ende des 2.Weltkrieges und Außerparla- 
mentarischen Opposition. Anmeldung 
über: KURVE-Wustrow, Kirchstr.14, 
W3115 Wustrow, Tel. 05843/5007 
28.10.-Projekt Mauerpark- Grüne 
Liga berichtet über ihre Arbeit 
Pfefferberg, Schönhauser Allee 176 

30.10.- 01.11.1992 in Oranien- 
burg: Überblickseminar zum Thema “Das 
andere Deutschland” Der militärische 
Widerstand gegen Hitler. Anmeldungen 
und Nachfragen an das Institut für politi- 
sche Pädagogik z.H. Ute Biermann, Lin- 
denstr.53, O-1560 Potsdam, Tel. u. Fax. 
22092 

05.09.-01.12.1992, 10-16 Uhr: 
Ausstellung zum Thema “Grenzen - Sich- 
ten” in den ehemaligen Räumen des 


Amtsgerichtes, Geisa/Rhön (bei Fulda) 
12.11.- “"KDV im Krieg” mit dem 

Golfkriegdeserteur Erik Larsen 

Veranstalter: DfG- VK, Umwelt 
Bibliothek, Bildungswerk für Demokratie 
und Umweltschutz im Ausstellungszen- 
trum Fernsehturm- Berlin 

26.11.1992, 19 Uhr: “Der kälteste 
Krieg” Veranstaltung mit Prof. Dr. 
Adolf-Henning Frucht. Der ehemalige 
DDR-Wissenschaftler Prof. Frucht ent- 
larvte die heimliche Aufrüstung der DDR 
mit chemischen Waffen und wurde dafür 
zum Tode verurteilt, jedoch 1977 gegen 
einen chilenischen KP-Senator ausge- 
tauscht. Ort: Gedenkbibliothek zu Ehren 
der Opfer des Stalinismus, Hausvogtei- 
platz 3/4, O-1080 Berlin, Tel.2082339 


Umwelt-Bibliothek Berlın 
Matthias Domaschk-Archiv 


Archiv und Bibliothek geöffnet Di & Do von 17-21 Uhr 
Vereinscafe Di-Fr 20 - O Uhr 


Im Archiv und der Bibliothek stehen Materialien zum 


MfS, zur Oppositionsgeschichte der DDR, zu Geheim- 


diensten, Stalinismus, Faschismus und zur allgemeinen 


Zeitgeschichte zur Verfügung. 
Schliemannstr. 22, Berlin O-1058 Tel. 4485671 
Fax. 4481035 (mit Vermerk "für UB') 
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© telegraph - Abonnement. 


ich bestelle den tele raph im Abonnement 
ür 


__ Jahr (34.- DM) e 

1/2 Jahr (17.50 DM) Redaktion telegraph 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht Schliem annstr, 22 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. fr 

Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Berlin O-1 058 


__ auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


0 Ichbestelle____ Exemplare der 
Sondernummer Maj/ 92 zum Preis von 3 DM pro 
Exemplar. Nur gegen Vorkasse, bar oder Scheck ! 


Datum /Üntersokrrtt 


BEE 


_ ___telegraph - das FErenE 
@:erschenke den IOICBIEND als Abo für 
(34.-DM) an 


Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung __Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 


Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht spätestens 6 
en vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
Abschicken (Poststempel) widerrufen. ‚ 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 

Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den "telegraph" 

unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 

sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 

Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 50,-DM. 

Sondernummer: - 

Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Mai/92 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 
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